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Editorial
In unserer Reihe „Texte der IKP“, erläutern wir als „Kommunistische Linke“ unsere
Grundsatzpositionen, d.h. die klassischen Positionen des revolutionären Marxis-
mus. „Kommunistische Linke“ steht dabei nicht für eine „spontane Neuerfindung
von Beliebigkeit“ sondern für die Abgrenzung zu revisionistischen und im Kern bür-
gerlichen Strömungen, die an einem bestimmten Punkt falsch abgebogen und bis
zum Hals in bürgerliches Fahrwasser geraten sind, auch wenn sie sich subjektiv
noch auf den Marxismus beziehen und sich als Kommunisten verstehen.

Wie wirkungsmächtig die bürgerliche Ideologie bis tief in die sogenannte radikale
Linke hinein wirkt, zeigt die Tatsache, dass die Kritik und Ablehnung der Demokra-
tie, eigentlich eine marxistische Grundsatzposition, uns von fast allen anderen
Gruppierungen unterscheidet, die sich selbst als revolutionär definieren. Stattdes-
sen werden demokratische Illusionen und sogenannte bürgerliche Freiheitswerte
kritiklos übernommen und aus ihrem historischen Kontext gerissen.

„Nun sag’, wie hast du’s mit der Demokratie? Du bist ein herzlich guter Genosse,
Allein ich glaub’, du hältst nicht viel davon.“ (frei nach Goethes Faust).

Das positive Bekenntnis zur Demokratie ist in der Tat bei einem Großteil der sich
selbst als links und revolutionär definierenden Menschen zur Gretchenfrage gewor-
den und hat fast den Charakter einer Religion angenommen. Die Ablehnung der
Demokratie als grober und meist ungeeigneter Mechanismus zur Meinungsfindung
führt deshalb häufig zu blankem Entsetzen und Kopfschütteln, weil sie eben einen
der Kerne bürgerlichen Denkens sprengt, und genau deshalb ist es notwendig,
diese revolutionäre Grundsatzposition noch einmal tiefgründiger zu beleuchten.

In dieser Broschüre drucken wir 3 Texte zur Demokratiekritik ab, ausgehend von
der historischen Entwicklung des Kapitalismus und der geschichtlichen Rolle der
Demokratie hierbei. „Das demokratische Prinzip“ ist ein „Klassiker“, der im Jahr
1922 entstanden ist und die negative Rolle der Demokratie im entwickelten Kapita-
lismus beschreibt. Dazu kommen zwei weitere Texte „Siamo tutti democratici?
Warum wir keine Demokraten sind!“ und „Demokratie und proletarische Klassenor-
ganisation“, die bis zur heutigen Zeit an den negativen Erfahrungen der Demokratie
anknüpfen und auch mit einer philosophischen Kritik die weit verbreiteten bürgerli-
chen Illusionen (die von einem „freien Individuum“ ausgehen und mehr Demokratie
fordern statt den Kapitalismus in Frage zu stellen) schonungslos kritisieren und
dem eine konsequente Kritik der bestehenden bürgerlich-kapitalistischen Verhält-
nisse entgegenstellen.
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Siamo tutti democratici? Warum wir keine Demokraten sind!
„Siamo tutti democratici!“ – ruft die bürgerliche Masse vereint. Während noch Aris-
toteles die demokratische Verfassung als „zügellos“ und „verweichlicht“ (1290a)
bezeichnete, die heilige Allianz Preußens, Österreichs und Russlands offen gegen
demokratische Bewegungen vorgingen und beide Napoleons die Demokratie unter
dem Jubel des Volks abschafften, sind heute alle Demokraten. Die Demokratie ist
das selbstverständliche Gute geworden und wird von jedem für sich reklamiert,
während der jeweilige politische Gegner als Wahlfälscher, Diktator und Antidemo-
krat diffamiert wird.

Ergo wagt es niemand, die Demokratie zu kritisieren und dem Vorwurf des Antide-
mokratismus ausgeliefert zu sein. Genau diese radikale und unvoreingenommene
Kritik des Selbstverständlichen müssen wir als Kommunisten jedoch anstreben, um
die Beziehung zwischen Demokratie und Kommunismus zu durchschauen.

Die Grundlagen der Demokratiekritik

Schon in der frühen Schrift „Zur Judenfrage“ legt Marx den Abgrund dar, der zwi-
schen der menschlichen und der politischen Emanzipation liegt. Die politische
Emanzipation, die die Demokratie, bürgerliche Rechte, etc. beinhaltet, ist nach
Marx nur eine Halbheit, und beruht auf der „Entfernung des Menschen vom Men-
schen“ (MEW 1, 360). Die rein politische Emanzipation durch die Demokratie speist
sich aus einer pervertierten Auffassung des Menschen. In der Demokratie wird
zwar das Prinzip Mensch zum Souverän erhoben; jedoch das Prinzip Mensch, das
sich in den Fantasien der bürgerlichen Philosophen und Politiker als ihr ideeller
Untertan abstrakt, geschichtslos, d.h. als „Phantasiegebild“ konstituiert (ibid.). Im
Gegensatz dazu sieht der marxistische Kommunismus den Menschen als
geschichtliches, soziales und vor allem konkret-wirkliches Wesen, das sich in der
menschlichen Emanzipation, bestimmt als Gemeinschaft unter den Menschen, erst
wahrhaftig konstituieren kann. Marx schreibt: „Christlich ist die politische Demokra-
tie, indem in ihr der Mensch, nicht nur ein Mensch, sondern jeder Mensch, als sou-
veränes, als höchstes Wesen gilt, aber der Mensch in seiner unkultivierten, unsozi-
alen Erscheinung, der Mensch in seiner zufälligen Existenz, der Mensch, wie er
geht und steht, der Mensch, wie er durch die ganze Organisation unserer Gesell-
schaft verdorben, sich selbst verloren, veräußert, unter die Herrschaft unmenschli-
cher Verhältnisse und Elemente gegeben ist, mit einem Wort, der Mensch, der
noch kein wirkliches Gattungswesen ist. Das Phantasiegebild, der Traum, das Pos-
tulat des Christentums, die Souveränität des Menschen, aber als eines fremden,
von dem wirklichen Menschen unterschiedenen Wesens, ist in der Demokratie
sinnliche Wirklichkeit, Gegenwart, weltliche Maxime.“ (ibid.).
Die Emanzipation des Menschen zum Gattungswesen, in der er sich als Teil der
menschlichen Gemeinschaft begreift und seine Geschichte aus eigenen Stücken
schafft, schließt eine Einteilung in verschiedene Klassen aus. Die Demokratie, d.h.
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die rein politische Emanzipation, versucht im Gegensatz dazu aus tausenden indivi-
dualisierten, i.e. in Klassen getrennten und der Warenform unterworfenen Willen,
einen Frankensteinischen Gesamtwillen zusammen zu nähen. Es ist unmöglich,
sich politisch als Gattung zu begreifen, solange das Diktat des Warenaustauschs -
der Lohn, der Profit und die individualisierte Reproduktion – bestehen bleibt. Die
kapitalistische Produktionsweise vereinzelt die Menschheit, reduziert die Menschen
auf diese ihre Einzelheit und zementiert diesen Vorgang in der Gussform der
Demokratie.

Der demokratische Volkswille, der uns vorgaukelt, wir hätten durch ihn unsere ent-
fremdete Individualisierung überwunden, ist daher durch die Lohnarbeit, ihre Fol-
gen und ihre Bedingungen, determiniert und wird diese nicht aufheben können.
Dementsprechend schreibt Engels über die Demokratie, aber auch über den Staat
im Allgemeinen: „Demokratie ist – und so schätze ich alle Regierungsformen ein -
ein Widerspruch in sich, eine Unwahrheit, im Grunde nichts als Heuchelei (Theolo-
gie, wie wir Deutschen es nennen). Politische Freiheit ist Scheinfreiheit, die
schlimmste Art von Sklaverei, der Schein der Freiheit und deshalb die schlimmste
Knechtschaft. Ebenso verhält es sich mit der politischen Gleichheit, deshalb muß
die Demokratie so gut wie jede andere Regierungsform schließlich in Scherben
gehen: Heuchelei kann keinen Bestand haben, der in ihr verborgene Widerspruch
muß zutage treten; entweder richtige Sklaverei, das heißt unverhüllter Despotis-
mus, oder echte Freiheit und echte Gleichheit, das heißt Kommunismus.“ (MEW 1,
481). Die Vergänglichkeit dieser Heuchelei ist nicht nur eine Forderung - sie ist ein
Fakt, der durch die Menschheitsgeschichte belegt wird.

Die Demokratie in der Geschichte

Als Kommunisten stehen wir innerhalb der langen Geschichte der Menschheit, vom
primitiven Kommunismus des Paläolithikums hin bis zum Kommunismus der
Zukunft. In dieser Geschichte nimmt die Demokratie nicht den glorreichen Platz ein,
auf dem sie die bürgerliche Geschichtsschreibung sehen will. Schlaglichtartig
taucht die Demokratie bei den antiken Griechen auf, auf der wirtschaftlichen Basis
einer Sklavenhaltergesellschaft. Dann bei den Römern, bis sie dieser überdrüssig
werden, auf Grundlage der durch Expansionskriege geschaffenen Sklavenhalterge-
sellschaft. Dann verglüht der göttliche Funke, bis die Aufklärung ihn neu entdeckt
und wiedererweckt. Die Demokratie steigt aus der historischen Asche vorerst in der
jungen USA – einer kolonialen Sklavenhaltergesellschaft. Doch dem Großteil der
Menschen in ihrer 2 Millionen Jahre währenden Geschichte blieb der Genuss der
Demokratie verwehrt. Im primitiven Kommunismus, in dem die Menschen in kleinen
Gruppen lebten, ist eine bürgerliche Demokratie, und noch weniger ein Staat, kaum
vorstellbar. Als eine Gruppe ohne Klassen und damit Klasseninteressen hatten sie
ein gemeinsames Ziel und mussten auf dieses hinarbeiten, als „organisches Gan-
zes“. Wie komplex und zwischenmenschlich anspruchsvoll sind solche gemeinsa-
men, öffentlichen Entscheidungen entgegen der Institution der bürgerlichen Demo-
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kratie, in der das Individuum dazu aufgerufen wird, nur nach seinem eigenen,
egoistischen Willen versteckt und geheim den Volkswillen leicht zu seinem ver-
meintlichen Vorteil zu kippen? Der harte Kampf der frühen Menschheit mit den
Naturgewalten führte zur Einheit der Gruppe, die durch ein gemeinsames Ziel
bestimmt handelte, und schloss die Verwaltung durch einen Staat, eine herr-
schende Klasse, aus. Das Ende der Klassenherrschaft wird diese Einheit wieder
herstellen und die Demokratie gemeinsam mit dem Staat verschwinden lassen.

Die historische Betrachtung bestätigt die marxistische Grundthese: die menschliche
Emanzipation ist keine Frage der Organisationsform, kein Sich-Gegenseitig-in-
Schach-halten von „geteilten“ Gewalten, sondern eine Frage der Produktionsweise.
Engels fasst diese Kritik an den bürgerlichen Phantasien zur Organisation der
Gesellschaft folgendermaßen zusammen: „Die Erfahrung dreier Jahrtausende hat
die Menschen nicht klüger, sondern im Gegenteil verwirrter, befangener, hat sie
wahnsinnig gemacht, und das Resultat dieses Wahnsinnes ist der politische
Zustand des heutigen Europas. Die reine Monarchie erregt Schrecken - man denkt
an den orientalischen und römischen Despotismus. Die reine Aristokratie ist nicht
weniger furchtbar - die römischen Patrizier und der mittelalterliche Feudalismus, die
venezianischen und genuesischen Nobili sind nicht umsonst dagewesen. Die
Demokratie ist fürchterlicher als beide; Marius und Sulla, Cromwell und Robespi-
erre, die blutigen Häupter zweier Könige, die Proskriptionslisten und die Diktatur
reden laut genug von den ‚Greueln‘ der Demokratie. Zudem ist es weltbekannt, daß
keine dieser Formen sich je hat lange halten können. Was also war zu tun? Statt
geradeaus vorwärtszugehen, statt von der Unvollkommenheit oder vielmehr
Unmenschlichkeit aller Staatsformen den Schluß zu ziehen, daß der Staat selbst
die Ursache aller dieser Unmenschlichkeiten und selbst unmenschlich sei, stattdes-
sen beruhigte man sich bei der Ansicht, daß die Unsittlichkeit nur den Staatsformen
anklebe […]“ (MEW 1, 571-72).

Der Kommunismus wird bekanntlich eine klassenlose, und damit auch staatenlose,
Gesellschaft sein. Der Staat ist - eine klassische marxistischen Formulierung -
nichts als der Ausgleich zwischen den verschiedenen Klassen und damit ein Instru-
ment der herrschenden Klasse um die unterlegene zu unterdrücken. Folglich stirbt
er mit dem Ende der Klassen ab. Damit erledigt sich auch die Frage nach der
Demokratie, die neben Diktatur, Oligarchie, Tyrannis und Aristokratie nur eine wei-
tere Form der Organisation des Klassenstaats ist. In einer formellen Rückkehr zum
Urkommunismus wird der politische Wille dann durch das Ziel der Gattung Mensch
bestimmt. Es wird sich, wenn Staat, Klassen und Kapital verschwunden sind, erge-
ben, dass der politische Einzelwille dem der Gemeinschaft prinzipiell gleicht, wor-
aufhin wir unsere Geschichte nach freien Stücken gestalten können.
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Marx, Engels und die politische Demokratie

Nachdem wir die Welt der Demokratie und des ganzen bürgerlichen Klassenstaats
jetzt philosophisch kritisiert haben, müssen wir hinzufügen: „[E]s kommt aber darauf
an sie zu verändern“ (MEW 3, 535). Unsere politische Haltung zur Demokratie
muss sich immer danach richten, welche „unmittelbar vorgefundenen, gegebenen
und überlieferten Umstände […]“ uns entgegenstehen (MEW 8, 115). Auf Grund-
lage der philosophischen Ablehnung muss eine Praxis folgen, die weder kindisch
jede Beschäftigung mit der Demokratie pauschal ablehnt, noch ihre Ablehnung der
bürgerlichen Demokratie darüber vergisst.

Die Scharlatane, die Marx und Engels als Wegbereiter der Demokratie instrumenta-
lisieren wollen, sehen sich in den Textstellen bestätigt, in denen Marx und Engels
die demokratische Bewegung Europas im Jahr 1848 unterstützen. Darunter den
Chartismus in England, sowie die Februar- und Märzrevolutionen im deutschen
Bund, Frankreich, Italien und Polen. Warum taten sie dies, wenn sie doch die
Demokratie als Heuchelei, als Widerspruch, als unsozial und unkultiviert abtaten?

Die doppelte Revolution von 1848

1848 standen die meisten Länder Europas noch vor einer bürgerlichen Revolution.
Diese hatte die Aufgabe, den ganzen alten Dreck des Feudalismus zu beseitigen,
i.e. die abhängigen Bauern in freie Proletarier zu verwandeln. Das Erkämpfen der
demokratischen Reformen war notwendig, um der bereits von den Produktivkräften
überholten und kriselnden Feudalmacht den Staat zu entreißen und diesen in einen
Bourgeoisstaat zu verwandeln, der diese Aufgabe umsetzen würde. Die Demokra-
tie war der dazugehörige Ausdruck der Gleichheit und Freiheit, aber in den doppel-
züngigen Definitionen der Bourgeoisie: die Freiheit von allen Standesdünkeln und
die Freiheit seine Arbeitskraft zu verkaufen, die Gleichheit in der Wahl und die
Gleichheit in der Unterwerfung unter die bürgerlichen Gesetze. Die Demokratie ist
der Ausdruck der Herrschaft des Kapitals, da sie die kapitalistischen Grundsätze
voraussetzt, umsetzt und verteidigt.

Doch für die Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus war der Übergang zum
Kapitalismus ein notwendiges Übel, welches die Bauern befreien, das Kapital ent-
fesseln und die komplexe Klassengesellschaft des Feudalismus auf den Gegensatz
der zwei Klassen, Bourgeoisie und Proletariat, reduzieren würde. Erst auf dieser
Grundlage kann die proletarische Revolution, die alle Klassen abschaffen wird, ent-
stehen. Was war daher nach der Märzrevolution in Deutschland die größte Kritik
von Marx und Engels an der Frankfurter Nationalversammlung, die immerhin demo-
kratisch agierte? Sie weigerte sich, ihrem historischen Auftrag zu folgen und die
Feudalstrukturen konsequent abzuschaffen! (MEW 5, 40-42)

Doch als Kommunisten ging es den beiden damals nicht darum, dem Kapitalismus,
wie einem verhätschelten Kind, die Zeit zur freien Entfaltung zu geben und ihn
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dann irgendwann einmal in seinem Fäulnisstadium in sich zusammenstürzen zu
lassen. Es ging ihnen darum, „die Revolution permanent zu machen“ (MEW 7,
247-48). Die Demokratie war daher nur ein notwendiges Zwischenstadium des
Kampfes, wie Engels schon früh erkannte: „Auch diese Stufe [die bloße Demokra-
tie] ist also nur ein Übergang, das letzte rein politische Mittel, das noch zu versu-
chen ist und aus dem sich sogleich ein neues Element, ein über alles politische
Wesen hinausgehendes Prinzip entwickeln muß. Dies Prinzip ist das des Sozialis-
mus“ (MEW 1, 591). Die Hoffnung war, dass die demokratischen, bürgerlichen
Errungenschaften nicht lediglich der Bourgeoisie dienen würde, sondern den
gesellschaftlichen Widerspruch für alle offen darlegen würde. Engels drückt dies
folgendermaßen aus: „Die Demokratie würde dem Proletariat ganz nutzlos sein,
wenn sie nicht sofort als Mittel zur Durchsetzung weiterer, direkt das Privateigen-
tum angreifender und die Existenz des Proletariats sicherstellender Maßregeln
benutzt würde“ (MEW 4, 373).

Auch wenn es uns heute utopisch erscheint, waren diese Forderungen damals auf
den Beobachtungen der realen Bewegung fundiert. Als Frankreich im Februar 1848
erneut das hydrische Haupt der Monarchie zerschlug und die Demokratie errang,
war die folgende Revolution im Juni 1848 laut Marx und Engels der erste Versuch
einer proletarischen Revolution. (MEW 5, 116) Diese richtete sich direkt gegen die
neu entstandene bürgerliche Republik. Der folgende Absatz bringt die Notwendig-
keit dieses Versuchs und die bisherige Entwicklung des Gedanken auf den Punkt:
„Das Verhältnis der revolutionären Arbeiterpartei zur kleinbürgerlichen Demokratie
ist dies: Sie geht mit ihr zusammen gegen die Fraktion, deren Sturz sie bezweckt;
sie tritt ihnen gegenüber in allem, wodurch sie sich für sich selbst festsetzen wol-
len.“ (MEW 07, 246-47) Die erste proletarische Revolution wurde blutig vom franzö-
sischen bürgerlichen Parlament zusammengeschlagen, doch war sie nur der Auf-
takt zum selbstständigen historischen Kampf des Proletariats. Sobald die
Demokratie erreicht war, formulierten Marx und Engels die nächste Aufgabe des
Proletariats: „[…] sie selbst müssen das meiste zu ihrem endlichen Siege dadurch
tun, daß sie sich über ihre Klasseninteressen aufklären, ihre selbständige Partei-
stellung sobald wie möglich einnehmen, sich durch die heuchlerischen Phrasen der
demokratischen Kleinbürger keinen Augenblick an der unabhängigen Organisation
der Partei des Proletariats irremachen lassen. Ihr Schlachtruf muß sein: Die Revo-
lution in Permanenz“ (Mew 07, 254).

Fazit

Die Aufgabe des Proletariats in Bezug auf die Demokratie ist also nicht starr, son-
dern in einer Bewegung begriffen. Es muss unabhängig bleiben während es die
demokratische Bewegung zur Vollendung der bürgerlichen Revolution unterstützen,
nur um sich dann sofort gegen sie zu kehren. Die Hoffnung war, das Momentum,
wie später in Russland 1917, zu einer doppelten Revolution zu nutzen.
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Heutzutage, wo das Bürgertum auf dem gesamten Erdball gesiegt hat und die
Demokratie bereits hunderte von Jahren siechend dahinvegetiert und sich festge-
setzt hat, ist die doppelte Revolution nicht mehr möglich, da uns nur noch eine, die
letzte Revolution bevorsteht. Die Aufgabe, die Welt nach ihrem Klassenbedürfnis
zu gestalten, ist nun an das Proletariat übergegangen, dessen Bedürfnis nur die
Aufhebung der Klassen an sich ist. Diese letzte Revolution muss, analog zur bür-
gerlichen Revolution, den ganzen Dreck der alten Gesellschaft beseitigen: Dazu
gehört auch die bürgerliche Demokratie.
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Demokratie und proletarische Klassenorganisation
Nachdem wir die grundlegende Haltung des Marxismus zur Demokratie sowohl in
philosophisch-theoretischer als auch in praktisch-politischer Form dargestellt
haben, wollen wir jetzt auf die Rolle der Demokratie in der proletarischen Bewe-
gung eingehen.

Während wir die bürgerliche Demokratie als ideologische Konstruktion zur Ver-
schleierung der kapitalistischen Diktatur ablehnen, haben wir zu den demokrati-
schen Methoden ein flexibles Verhältnis. Diese Methoden, die die Einheit widerstre-
bender Positionen durch Mehrheitsentscheidung erreichen sollen, dienen in der
bürgerlichen Gesellschaft der Verkleidung der sozialen Widersprüche (d.h. der
Klassendiktatur der Bourgeoisie). In der auf einheitlicher sozialer Grundlage ste-
henden Arbeiterbewegung können sie als Feld der politischen Auseinandersetzung
über den Weg der proletarischen Emanzipation genutzt werden. Genauso wie alle
anderen grundlegenden Fragen, ist auch die Frage der Demokratie im allgemeinen
und der „innerparteilichen Demokratie“ im Besonderen zu einem Feld der Ausein-
andersetzung zwischen Marxisten und Opportunisten geworden.

Lenins Verteidigung der marxistischen Demokratiekritik

In seiner wichtigen Schrift „Staat und Revolution“ hatte Lenin am Vorabend der pro-
letarischen Oktoberrevolution die marxistische Position zum Staat verteidigt, bevor
die Bolschewiki sie in der Praxis meisterhaft anwendeten und die Diktatur des Pro-
letariats errichteten. Gegen den sozialdemokratischen Opportunismus, der die mar-
xistische Kritik der Demokratie „vergessen“ hatte, widmete Lenin dort dem Abster-
ben der Demokratie ein eigenes Kapitel („Engels über die Überwindung der
Demokratie“). Dort schrieb er folgendes: „In den landläufigen Betrachtungen über
den Staat wird fortwährend der Fehler begangen, vor dem hier Engels warnt und
den wir in den vorhergegangenen Darlegungen beiläufig gestreift haben. Man ver-
gisst nämlich immer, dass die Aufhebung des Staates auch die Aufhebung der
Demokratie bedeutet, dass das Absterben des Staates ein Absterben der Demo-
kratie ist. Auf den ersten Blick mag diese Behauptung höchst sonderbar und unver-
ständlich erscheinen; bei manchem dürfte sogar die Befürchtung aufkommen, dass
wir den Anbruch einer Gesellschaftsordnung erwarten, in der das Prinzip der Unter-
ordnung der Minderheit unter die Mehrheit nicht eingehalten werden würde, denn
Demokratie sei doch gerade die Anerkennung dieses Prinzips! Nein. Demokratie ist
nicht identisch mit der Unterordnung der Minderheit unter die Mehrheit. Demokratie
ist ein die Unterordnung der Minderheit unter die Mehrheit anerkennender Staat,
d.h. eine Organisation zur systematischen Gewaltanwendung einer Klasse gegen
die andere, eines Teils der Bevölkerung gegen den anderen.“ (LW 25, S.469)

Dass die Sozialdemokratie die antidemokratischen Aussagen von Marx und Engels
negiert und den positiven Bezug der großen Meister auf die politische Demokratie
von seinen historischen Bedingungen getrennt und zu Grundsätzen erhoben hat,
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war ein Ausdruck ihres Revisionismus, der von den stalinistischen Erben(1) nur
konsequent weitergeführt wurde – im Interesse der Verteidigung der bürgerlichen
Ordnung. Im Gegensatz zur Demokratie steht für uns der Klassenkampf als Aus-
druck realer sozialer Verhältnisse. Wie schon im vorhergehenden Teil erklärt, gehen
wir nicht von vermeintlich „freien“ Individuen aus. Für uns Marxisten sind die realen
sozialen Verhältnisse determiniert durch die ökonomischen Entwicklungsbedingun-
gen. Diese bieten an einem bestimmten Punkt (wenn der gesellschaftliche Charak-
ter der Produktion in Widerspruch zur kapitalistischen Aneignung gerät) die Mög-
lichkeit, das das „Gattungswesen Mensch“ seinen gesellschaftlichen Charakter
wiederfindet und dadurch auch das Individuum wirklich frei wird. Dieser Weg wird
nicht beschritten durch Abstimmungen und Mehrheiten, sondern durch das Vollzie-
hen historisch determinierter Prozesse. Hier entscheiden reale politische Kräftever-
hältnisse und nicht demokratische Abstimmungen.

Welch niederträchtiger Verrat war es, dass der sozialdemokratische Theoretiker
Karl Kautsky, der die Schriften von Marx und Engels fast auswendig kannte, gegen
die erfolgreiche Oktoberrevolution anschrieb und dabei den realen Klassenwider-
spruch durch den ideologischen Widerspruch Demokratie und Diktatur ersetzte.
Lenin schrieb 1918 in seiner Polemik gegen diesen „Renegaten Kautsky“: „Wenn
man nicht dem gesunden Menschenverstand und der Geschichte hohnsprechen
will, so ist klar, dass man nicht von „reiner Demokratie“ sprechen kann, solange es
verschiedene Klassen gibt, dass man da nur von Klassendemokratie sprechen
kann. (Nebenbei bemerkt: 'Reine Demokratie' ist nicht nur eine von Unwissenheit
zeugende Phrase, die Verständnislosigkeit sowohl für den Klassenkampf als auch
für das Wesen des Staates offenbart, das ist auch eine durch und durch hohle
Phrase, denn in der kommunistischen Gesellschaft wird die Demokratie sich umbil-
den und zur Gewohnheit werden, absterben, nie aber wird es eine 'reine' Demokra-
tie geben.).“ (LW 28, S.240f.)

Das Prinzip des organischen Zentralismus

Die (italienische) Kommunistische Linke, die in der Verteidigung der marxistischen
Prinzipien mit Lenin an einem Strang zog (und lediglich in taktischen Fragen, wie
der revolutionären Nutzung des Parlaments im entwickelten Kapitalismus diesem
großen Marxisten widersprach), ging an die Frage der Rolle der Demokratie in der
proletarischen Klassenorganisation ebenfalls in orthodoxer marxistischer Weise
heran. Sie beraubte der Demokratie ihres Heiligenscheins und ordnete sie histo-
risch-materialistisch ein. In seinem Artikel „Das demokratische Prinzip“ (in dieser
Broschüre abgedruckt) ging der damalige Vorsitzende der Kommunistischen Partei
von Italien Amadeo Bordiga vom Verständnis einer Kommunistischen Partei aus,
die auf dem Boden einer invarianten revolutionären Theorie stehend die Erfahrun-
gen der historischen Kämpfe der Klasse zusammenfasst und die daraus gewonne-
nen Leitlinien zur Führung neuer Kämpfe zentralisiert. Er schrieb: „Beim Aufbau
unserer innerparteilichen Organisation und der Formulierung unserer Richtlinien ist
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das demokratische Kriterium für uns bislang ein Behelf, keine unerlässliche Grund-
lage. Eben deshalb würden wir die bekannte Organisationsformel des „demokrati-
schen Zentralismus“ nicht zum Prinzip erheben. Die Demokratie kann für uns kein
Prinzip sein, während der Zentralismus dies zweifellos ist, da die wesentlichen
Merkmale der Partei die geschlossene Organisation und Bewegungsrichtung sein
müssen. Für die bruchlose Organisation und Struktur der Partei steht der Begriff
des Zentralismus, und um die wesentliche zeitliche Kontinuität (d.h. das Ziel, auf
das wir zusteuern und die Richtung, die einzuschlagen ist, um die sukzessiven Hin-
dernisse zu überwinden) begrifflich zu fassen, genauer, um beide Begriffe in eins
zu setzen, würden wir vorschlagen, das Fundament der kommunistischen Parteior-
ganisation als „organischen Zentralismus“ zu kennzeichnen. Obschon wir vom
demokratischen Behelfsverfahren das beibehalten, was uns nützen kann, könnten
wir dann den Begriff „Demokratie“ ad acta legen, an welchem den übelsten Dema-
gogen so viel liegt, und der für alle Ausgebeuteten, Verdammten und Getäuschten
nur ironisch klingt. Wir sollten diesen Begriff den Bourgeois wie den Helden des
Liberalismus, die sich zuweilen in radikalen Posen gefallen, zum exklusiven
Gebrauch überlassen.“ („Il principio democratico“: Rassegna Comunista, Nr. 18,
Februar 1922)

Für Marx, der sich immer als Teil der historischen Partei des Proletariats verstand,
auch wenn es Phasen gab (nach dem Ende des Bundes der Kommunisten) in
denen er ihren formalen Ausdruck nicht sah, war die Organisation nie ein Fetisch,
obwohl natürlich für die angestrebte Revolution „die Proletarier sich zur Klasse, und
damit zur politischen Partei“ formieren müssen, wie er zusammen mit Engels im
Kommunistischen Manifest schrieb. Auch für die Kommunistische Linke ist die Hal-
tung zur Organisation stets abgeleitet vom Entwicklungsgang des proletarischen
Klassenkampfes selbst. Dies gilt natürlich ebenfalls für ihre organisatorische Struk-
tur. So war die 1. Internationale ein adäquater Ausdruck der frühen Arbeiterbewe-
gung, die angefangen hatte aus dem Schatten des Kleinbürgertums herauszutreten
und in ihren gewerkschaftlichen und politischen Organisationen noch mit utopi-
schen und reformistischen Ansichten rang. Gerade für dieses Ringen war die inner-
organisatorische Demokratie das richtige Kampffeld und wurde von Marx und
Engels auch aktiv (z.B. gegen die anarchistischen Verschwörer) genutzt. Die sich
mit der 2. Internationale formierenden sozialdemokratischen Massenparteien ver-
woben sich – je geringer die staatliche Repression wurde – in unglücklicher Weise
immer mehr mit der bürgerlichen Demokratie. Das fand auch in ihrem Innern seinen
Niederschlag, wo sich die Funktionärsapparate die formalisierte innerparteiliche
Demokratie zur Durchsetzung des Revisionismus nutzbar machten. Der vollstän-
dige politische Bankrott dieser vom Opportunismus aufgeweichten Arbeiterparteien
kam dann mit ihrer Kriegsunterstützung im Ersten Weltkrieg. In der nach der erfolg-
reichen Oktoberrevolution und der revolutionären Welle, die den Weltkrieg beendet
hatte, neu gegründeten 3. Internationale stand die Frage der Demokratie erneut auf
der Tagesordnung. Als bewusster Gegenentwurf zur Sozialdemokratie hatte sich
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die Kommunistische Internationale einheitliche marxistische Grundlagen gegeben,
die aber durch die z.T. sozialdemokratischen und syndikalistischen Traditionen der
in Moskau vereinigten Parteien nicht vollends durchdringen konnten. In dieser Situ-
ation führte die Kommunistische Linke, die damals an der Spitze der jungen Kom-
munistischen Partei von Italien stand, einen konsequenten Kampf gegen die Rück-
kehr zu den diskreditierten sozialdemokratischen Methoden und für eine
prinzipienfeste kommunistische Strategie und Taktik. Sie propagierte den organi-
schen Zentralismus als Organisationsform der Kommunistischen Partei, auch wenn
sie sah, dass ihm durch die reale politische Heterogenität in der Kommunistischen
Internationale noch die Grundlagen fehlten. Von der bekannten Forderung
Bordigas, dass die Kommunistische Internationale die Sowjetunion regieren sollte
(und nicht umgekehrt) bis zur Gründung der einheitlichen Internationalen Kommu-
nistischen Partei war es damals noch ein langer Weg. Rückblickend ordneten wir
das ein: „Die Nutzung des demokratischen Mechanismus ist also untrennbar mit
einer historischen Epoche verbunden, in der es keine 'reinen kommunistischen Par-
teien' gibt. Nicht nur hatten die Parteien der II. und III. Internationale keine rationale
Ausgestaltung der Taktik erreicht, die auf der kommunistischen Theorie, den Prinzi-
pien und Zielen beruhte, und gerieten daher bei jeder Wende der politischen Lage
in fraktionistische Krisen, sondern sie waren per Definition keine 'marxistischen
Parteien'. Dies ist offensichtlich im Falle der II. Internationale, einem föderalisti-
schen Sammelsurium von Tendenzen aller Art. Aber auch in der III. Internationale
gab es Strömungen, dies sich offen als nicht-marxistisch bezeichneten, ohne dass
dies ihren Ausschluss zur Folge hatte.“ (Die organisatorische Struktur der Partei ist
die Kehrseite ihrer Einheit in Lehre und Programm, Programma Comunista Nr. 22,
30. Dezember 1965)

Schon früh geriet die Kommunistische Linke in Widerspruch zum Opportunismus in
der Kommunistischen Internationale (politische Einheitsfront, „Arbeiterregierungen“
etc.). Es war eine Ironie der Geschichte, dass gerade die von der Kommunistischen
Linken geforderte „bolschewistische“ (d.h. orthodox marxistische) Vereinheitlichung
der Kommunistischen Internationale von den Stalinisten pervertiert wurde, die unter
diesem Label ihre opportunistische und nationalistische Politik durchsetzten. Die-
ses Durchsetzen der moskauhörigen opportunistischen Apparate beruhte v.a. auf
der Aufweichung der marxistischen Prinzipien und fand vor dem Hintergrund des
Endes der revolutionären Nachkriegswelle statt. Ihm war auf dem Wege der Demo-
kratie nicht beizukommen, deren progressives Absterben ja gerade die prinzipien-
feste marxistische Vereinheitlichung vorausgesetzt hätte, während ihre bürokrati-
sche Aufblähung durch die stalinistischen Apparate ja gerade die Ausdrucksform
der bürgerlichen Konterrevolution war. Je größer die mit den außenpolitischen Inte-
ressen der Sowjetunion verbundenen Linienschwenks der 3.Internationale wurden,
desto stärker wurden die formalen Mechanismen (demokratischer Zentralismus,
Parteidisziplin) bemüht.
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Das Ergebnis war eine von den marxistischen Grundlagen gelöste formale Diszi-
plin. Dieses Kadavergehorsam führte direkt in den stalinistischen Terror.

In ihren Thesen für den 3. Parteitag der Kommunistischen Partei von Italien, der
1926 im Exil in Lyon stattfand und auf der sich die stalinistische Fraktion Gramsci /
Togliatti auch durch die geschickte Nutzung formaler Methoden durchsetzte, zog
die Kommunistische Linke ein Resümee ihres bisherigen Kampfes gegen den
Opportunismus und zeigte seinen Zusammenhang mit dem organisatorischen For-
malismus auf. Im Zusammenhang mit der damals geführten Debatte über den Frak-
tionismus schrieben wir: „Die kommunistischen Parteien müssen einen organischen
Zentralismus verwirklichen, der bei größtmöglicher Diskussion an der Basis
gewährleistet, dass jede Gruppe, die eine andere Ansicht vertritt, von selbst aus-
scheidet. Dies erreicht man nicht durch formelle und mechanische, von oben dekre-
tierte Vorschriften, sondern, wie Lenin sagt, durch die richtige revolutionäre Politik.
Wesentlicher Bestandteil des Parteilebens ist nicht, den Fraktionismus zu unterdrü-
cken, sondern im Gegenteil ihn zu verhindern. Es wäre absurd, steril und obendrein
äußerst gefährlich zu behaupten, die Partei und die Internationale seien auf irgend-
eine wundersame Art und Weise vor jeden Rückfall oder jeder Tendenz zum Rück-
fall in den Opportunismus gefeit (veränderte Situationen wie auch die Mechanis-
men der mitgeschleppten sozialdemokratischen Traditionen können durchaus zu
solchen Rückfällen führen). Deshalb müssen wir bei der Lösung unserer Probleme
davon ausgehen, dass die Meinungsverschiedenheiten, soweit sie nicht auf einer
anderen Gesinnung oder auf persönlichem Defätismus beruhen, sehr wohl nützlich
sein können, insoweit sie die Partei und das Proletariat überhaupt vor ernsten
Gefahren warnen und schützen.“ (Thesen von Lyon 1926) Gerade der organische
Zentralismus erfordert also eine breite lebendige Diskussion auf der Grundlage der
für alle gültigen Prinzipien und keine den scheinbar voraussetzungslosen takti-
schen Anforderungen untergeordneten theoretischen Zuschreibungen, die wild zwi-
schen Kanonisierung und Verketzerung wechseln und beständig „Abweichler“ pro-
duzieren.

Während Stalin die Sowjetunion auf den Weg der normalen kapitalistischen Ent-
wicklung geführt hatte und die „sozialistische Demokratie“ um den notwendigen
Terror ergänzt wurde (um die Arbeiterklasse im Käfig der Lohnarbeit zu halten),
wurde die 3.Internationale bis zu ihrer Auflösung 1943 zur außenpolitischen Agen-
tur der Sowjetunion degradiert. Diese Entwicklung und v.a. ihre ideologische
Begleitmusik führten zu schwerwiegenden Erschütterungen unter den Anhängern
des Marxismus, die die des sozialdemokratischen Revisionismus in den Schatten
stellten. Anstatt die bewährten Kriterien der marxistischen politischen Ökonomie
anzuwenden, wurden neue Theorien eines „bürokratischen Arbeiterstaates“ oder
der Herrschaft der Bürokratie überhaupt aufgestellt und immer wiederkehrende
Hoffnungen auf ein Wiedererwachen der „Sowjetdemokratie“ artikuliert. Auf dieser
Grundlage wurden dann neue, vermeintlich kommunistische Organisationen und
sogar eine 4. Internationale kreiert. Nachdem die Unumkehrbarkeit des opportunis-
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tischen Zerfalls der 3. Internationale und der Sieg der stalinistischen Konterrevolu-
tion manifest geworden waren, lehnte die Kommunistische Linke demgegenüber
den politisch-organisatorischen Aktivismus im stinkenden Windschatten der ver-
westen Kommunistischen Internationale ab und legte den Schwerpunkt auf die
Analyse der Entwicklung und die Wiederherstellung, d.h. Verteidigung der marxisti-
schen Theorie, um die Voraussetzungen für einen erneuten revolutionären Anlauf
in historisch besserer Situation zu schaffen.

Die verheerende Wirkung des neuen, stalinistischen Revisionismus zeigte sich
auch daran, dass er die Arbeiterklasse nicht nur in einen Weltkrieg führte wie seine
historischen Vorgänger, sondern durch seine antifaschistisch-demokratische
Domestizierung der Arbeiterbewegung auch eine erneute revolutionäre Erhebung
am Ende des Zweiten Weltkrieges verhinderte und so zur nachhaltigen Stabilisie-
rung des weltweiten kapitalistischen Systems beitrug. Trotzdem gab es am Ende
des Zweiten Weltkrieges z.B. in Norditalien Arbeiterkämpfe, die sich nicht in das
Korsett der „nationalen Befreiung“ zwängen ließen und 1943 eine Basis für die
Gründung der Internationalistischen Kommunistischen Partei lieferten. In ihr führten
Bordiga und seine Genossen den Kampf für die Verteidigung des revolutionären
Leninschen Erbes der Kommunistischen Internationale und zogen die Lehren ihrer
opportunistischen Versumpfung. Das Ergebnis war die Formierung der Internatio-
nalen Kommunistischen Partei 1952. Eine grundlegende Lehre war, dass die Partei
auf einer unveränderlichen (marxistischen) programmatischen Grundlage gebildet
werden muss und nicht das Produkt „demokratischen“ Zusammenführens hetero-
gener Kräfte sein kann. Dies betrifft sowohl die historische Dimension der proletari-
schen Partei als auch die geographische, wodurch der Anspruch der Weltpartei,
der 1919 proklamiert wurde, erst verwirklicht werden kann (die 3. Internationale war
ja bekanntlich ein Zusammenschluss nationaler Parteien, die später unter die Knute
des „Vaterlandes aller Werktätigen“ gerieten). Auch wenn wir heute sicherlich erst
der winzige Kern der kompakten und starken Weltpartei von Morgen sind.

Was Arbeitsweise und Organisationsform der IKP angeht, wurde von Anfang an der
organische Zentralismus angewendet und in der Entwicklung der Partei präzisiert:
„Eben weil der organisch geführte Kampf eine Notwendigkeit darstellt, und damit
der Parteiorganismus als ein Ganzes funktionieren kann, der jeden Personalismus
und Individualismus überwinden und vergessen lässt, muss die Partei ihren Militan-
ten verschiedene, ihren Lebensprozess bildende Aufgaben und Tätigkeiten zuwei-
sen. Dass es verschiedene Aufgaben gibt, die die Genossen, sich abwechselnd,
erfüllen, ist normal und kann sicher nicht durch Regeln gelenkt werden, die der bür-
gerlichen Beamtenlaufbahn ähnlich sind. In der Partei gibt es keine Wettbewerbe,
in denen es darum geht, möglichst hohe und angesehene Stellungen zu erreichen,
vielmehr muss organisch darauf hingearbeitet werden – ohne die bürgerliche
Arbeitsteilung nachzuahmen –, das komplexe und gegliederte Parteiorgan auf
natürliche Weise seinen Funktionen anzupassen. […] Diese Kommunikation zwi-
schen den Molekülen, die das Parteiorgan bilden, hat gleichzeitig immer eine dop-
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pelte Richtung; und die Dynamik jeder Einheit fügt sich in die historische Dynamik
des Ganzen ein. Das rein Formale in der Organisation überzubetonen, ohne dass
ein zwingender Grund vorliegt, war und ist stets ein Fehler und eine tückische und
dumme Gefährdung.“ („Tesi supplementari a quelle di Napoli sul compito storico,
l’azione e la struttura del partito comunista mondiale“: Il programma comunista, Nr.
7, 1966.)

Fußnoten:

(1) Nicht nur, dass die stalinisierte 3. Internationale das marxistische Konzept der
doppelten Revolution durch das klassisch sozialdemokratische Etappenmodell (erst
bürgerliche, dann proletarische Revolution) ersetzte, mit dem es keinen roten Okto-
ber gegeben hätte und das in China zur selbstmörderischen Unterordnung der KP
China unter die Kuomintang führte. Sie setzte spätestens mir dem Antifaschismus
die bürgerliche Demokratie wieder als positive Zielmarke des proletarischen Klas-
senkampfes (im entwickelten Kapitalismus!) ein. In Russland selbst wurde die Dik-
tatur des Proletariats faktisch zur „Diktatur des ganzen Volkes“, zu der sie erst von
Chruschtschow theoretisch erklärt wurde, indem die Kolchosbauern, die die Mehr-
heit der Bevölkerung und den Hort der Warenproduktion darstellten, einbezogen
wurden und faktisch ihre soziale Diktatur über die Arbeiterklasse ausübten, wie
unsere Partei in den 1950er Jahren analysierte.
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Das demokratische Prinzip
I.

Bei der Darlegung der Fragen des Kommunismus kommt es nicht selten zu Miss-
verständnissen, wenn Begriffe benutzt werden, die in dem einen oder anderen Sinn
benutzt werden können, wie etwa „Demokratie“ und „demokratisch“. Der wissen-
schaftliche Kommunismus ist seinem Wesen nach die Kritik und Negation der
Demokratie. In den Arbeiterorganisationen allerdings befürworten die Kommunisten
oftmals die Demokratie, den demokratischen Charakter: so in den Arbeiterräten
(Sowjetstaat), in den Gewerkschaften, in der Partei. Darin liegt überhaupt kein
Widerspruch, und gegen die Alternative: bürgerliche Demokratie oder proletarische
Demokratie – vollkommen gleichbedeutend mit bürgerlicher Demokratie oder prole-
tarischer Diktatur – gibt es nicht das Geringste einzuwenden.

Die marxistische Kritik der Postulate der bürgerlichen Demokratie gründet sich in
der Tat darauf, die sozialen Merkmale der bestehenden Klassengesellschaft zu
bestimmen und zu zeigen, dass ein System, das die durch die Produktionsweise
selbst bedingte Spaltung der Gesellschaft in Klassen mit politischer Gleichheit unter
einen Hut bringen will, theoretisch unhaltbar und praktisch ein Schwindel ist. Denn
die laut dem Liberalismus durch das Wahlrecht verwirklichte politische Freiheit und
Gleichheit machen nur auf einem Boden Sinn, auf dem auch die Lebensbedingun-
gen die gleichen sind; das ist auch der Grund, weshalb wir Kommunisten Wahlver-
fahren innerhalb der Arbeiterorganisationen akzeptieren: hier befürworten wir den
demokratischen Charakter der Körperschaften.

Aber deshalb sollten wir keine zwei Begriffe einführen: einmal um Missverständnis-
sen vorzubeugen und zum anderen, um die Aufwertung eines Begriffs zu verhin-
dern, der die meisten ungeheuer beeindruckt und den wir mühsam zu zerstören
suchen. Es wird jedoch nützlich sein, auf das demokratische Prinzip etwas näher
einzugehen, auch gerade hinsichtlich der homogenen Klassenorganisationen. Es
geht nämlich darum: Wenn wir die Waffen unserer Kritik einerseits auf die Lügen
und die Willkür der „liberalen“ Lehren richten, dürfen wir andererseits nicht Gefahr
laufen, doch wieder eine ihrer „Kategorien“ zu verklären, nämlich das als Faktor der
absoluten Wahrheit und Gerechtigkeit a priori gesetzte demokratische Prinzip, das
außerdem nur ein Fremdkörper in unserem ganzen theoretischen Korpus wäre.

II.

Einem Fehler in der politischen Taktik liegt stets ein theoretischer Fehler zugrunde,
oder so man will: liegt stets ein Übersetzungsfehler in die Sprache unseres kriti-
schen und kollektiven Bewusstseins vor(1). So spiegelt sich die ganze verheerende
Politik und Taktik der Sozialdemokratie in dem grundlegenden Irrtum wider, der
Sozialismus sei Erbe jenes wesentlichen Inhalts, den die liberale Lehre gegen die
alten, religiös fundierten politischen Doktrinen durchsetzte. Seit seinem ersten Auf-
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treten indes hat der Marxismus die Kritik des demokratischen Liberalismus am Adel
und der absoluten Monarchie des ancien régime vollständig erledigt – und eben
nicht als Ausgangspunkt für eine weitere Ausarbeitung übernommen. Um unsere
Zielrichtung deutlich zu machen, sagen wir gleich, dass er jene Kritik natürlich nicht
niedermachte, um die religiösen oder idealistischen Doktrinen gegenüber der mate-
rialistischen Aufklärung der bürgerlichen Revolutionäre wieder aufzuwerten, son-
dern vielmehr um zu zeigen, dass sich die bürgerlichen Materialisten, mit ihrer poli-
tischen Philosophie der „Enzyklopädisten“, tatsächlich nur eingebildet hatten, den
idealistischen Unsinn überwunden und die Nebel der Metaphysik in Gesellschafts-
wissenschaft und Politik zerrissen zu haben; zusammen mit ihren Vorgängern
mussten sie der wirklichen Kritik der gesellschaftlichen Erscheinungen und dem
Marx’schen historischen Materialismus unterliegen.

Wichtig ist auch ein anderer theoretischer Aspekt. Im Laufe ihrer obszönen Zusam-
menarbeit mit der bürgerlichen Demokratie haben die Sozialdemokraten die Theo-
rie der proletarischen Revolution so krass entstellt, dass ihr mächtiger revolutionä-
rer Inhalt völlig verloren ging. Um diesen Charakter wieder klar herauszuarbeiten
und den Graben zwischen Sozialismus und bürgerlicher Demokratie zu vertiefen,
muss man keineswegs die Grundsätze des Sozialismus in einem idealistischen
oder neo-idealistischen Sinn revidieren, sondern einfach nur auf die ursprüngliche
Kritik unserer Lehrer an den Täuschungen der liberalen Auffassung und der bürger-
lich-materialistischen Philosophie zurückgreifen.

Aber bleiben wir beim Thema. Wir wollen zeigen, dass die Kritik des Sozialismus
an der Demokratie im Grunde die demokratische Kritik an den alten politischen Phi-
losophien widerlegte, den angeblich allgemeinen Gegensatz zwischen beiden
widerlegte bzw. andersherum ihre theoretische Verwandtschaft bewies, so wie das
Proletariat ja auch in praktischer Hinsicht vom Übergang der Staatsmacht aus den
Händen des Feudaladels, der Monarchie und des Klerus in diejenigen der jungen
Handels- und Industriebourgeoisie nicht viel zu erwarten hatte. Und die Beweisfüh-
rung, dass die neue, bürgerliche Philosophie die alten Irrtümer der Despotie nicht
überwunden, sondern nur ein Gespinst aus neuen Trugschlüssen hervorgebracht
hatte, ging mit dem Auftreten der revolutionären Bewegung des Proletariats einher,
was konkret die Negation des bürgerlichen Anspruchs implizierte, die gesellschaftli-
chen Angelegenheiten auf ewige und mittels des allgemeinen Wahlrechts und des
Parlamentarismus auf friedliche und unbegrenzt vervollkommnungsfähige Grundla-
gen gestellt zu haben.

Den alten, auf religiösen Anschauungen oder direkt auf dem Prinzip der göttlichen
Offenbarung beruhenden politischen Lehren zufolge sind es übernatürliche, das
Bewusstsein und den Willen der Menschen lenkende Kräfte, die bestimmten Indivi-
duen, Familien oder Ständen die Aufgabe anvertraut hätten, das gemeinschaftliche
Leben zu leiten und zu regieren, weshalb sich auch das Recht des Monarchen auf
göttliche „Autorität“ gründe. Die sich gleichzeitig mit der bürgerlichen Revolution
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behauptende demokratische Philosophie setzte dem die Proklamation der morali-
schen, politischen und juristischen Gleichheit aller Bürger, ob Adligen, Kirchenfürs-
ten oder Plebejern, entgegen; sie forderte, die „Souveränität“ aus dem engen Kreis
der Stände oder Dynastie in die allgemeine Sphäre der auf Wahlen basierenden
Volksabstimmung zu übertragen, so dass die Staatshäupter nach dem Willen der
Mehrheit aller Bürger ernannt würden.

Dass Priester und religiöse Philosophen diese Auffassung verfluchten, war nicht
Grund genug, um sie als endgültigen Sieg der Wahrheit über die finstren Mächte
hinzustellen, obschon der „Rationalismus“ dieser politischen Philosophie lange Zeit
als letztes Wort in der Gesellschaftswissenschaft und der Staatskunst galt und sich
ihm viele Sozialisten verbunden fühlten. Die Behauptung, derzufolge mit den
Grundlagen für eine Regierungsbildung nach dem demokratischen Mehrheitsrecht
die Zeit der „Vorrechte“ abgelaufen sei, kann der marxistischen Kritik nicht stand-
halten, weil der Marxismus ein ganz anderes Licht auf das Wesen der gesellschaft-
lichen Erscheinungen wirft. Als bestechend logisches Bauwerk erscheint jene Auf-
fassung nur dann, wenn man annimmt, die Ansichten, die Meinungen, das
Bewusstsein eines jeden Wählers hätten das gleiche Gewicht, und seine Stimme
ermächtige dazu, die öffentlichen Angelegenheiten zu regeln. Folgende Überlegung
soll vorerst genügen, um zu zeigen, wie wenig real und „materialistisch“ dieser
Begriff von der Sache ist: Jeder Mensch gilt hier als vollständige, in sich geschlos-
sene „Einheit“ eines Systems, das aus lauter solch potenziell untereinander gleich-
wertigen Einheiten zusammengesetzt ist; und statt seine Willensäußerungen ins
Verhältnis zu seinen Lebensbedingungen, das heißt, den Beziehungen zu den
anderen Menschen zu setzen, werden sie als Ausdruck seiner „Souveränität“, sei-
ner Autonomie, theoretisiert. Was nichts anderes bedeutet, als das Bewusstsein
noch immer jenseits der konkreten Widerspiegelung der Tatsachen und materiellen
Determination anzusiedeln, es als ein in jedem Organismus entzündetes Licht zu
begreifen, ganz gleich, ob dieser Organismus gesund oder krank ist, ober bedürftig
ist oder seine Bedürfnisse befriedigt werden. Ein nicht fassbarer Schöpfer trage
jedenfalls für jeden gleichermaßen Sorge, doch nicht Er selbst bestimme den Herr-
scher, sondern verleihe einem jedem die gleiche Fähigkeit, ihn zu erwählen. Trotz
ihrer Betonung von Rationalität beruht die demokratische Ideologie auf einer von
einer naiven Metaphysik gekennzeichneten Voraussetzung. Sie unterscheidet sich
nicht großartig vom „freien Willen“, den die katholische Religion unterstellt, um ent-
weder die Absolution zu erteilen oder zu verdammen. Dadurch, dass sich die
demokratische Ideologie außerhalb der Zeit und der geschichtlichen Umstände ein-
richtet, ist sie dem Spiritualismus nicht minder verhaftet als es die Philosophien
waren, nach denen jede Autorität von Gott ausgeht und die Monarchien auf göttli-
chem Recht beruhen.

Wer diese Gegenüberstellung vertiefen möchte, muss sich nur vor Augen führen,
dass die demokratische Lehre bereits viele Jahrhunderte vor der Erklärung der
Menschen- und Bürgerrechte und der großen französischen Revolution von Den-
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kern aufgestellt wurde, die noch ganz auf dem Boden des Idealismus und der
Metaphysik standen. Im Übrigen hat die französische Revolution zwar die Altäre
des Christengottes im Namen der Vernunft gestürzt, aber aus der Vernunft selbst
dann einen neuen Gott gemacht.

Diese mit dem Wesen der marxistischen Kritik unvereinbare metaphysische Prä-
misse ist nicht nur den Denkgebäuden des bürgerlichen Liberalismus eigen, son-
dern allen Verfassungslehren und Gesellschaftsentwürfen, die sich auf den „imma-
nenten Zweck“(2) bestimmter gesellschaftlicher und staatlicher Verhältnisse
gründen. Seine Geschichtsauffassung formulierend, zerstörte der Marxismus
zugleich den mittelalterlichen Idealismus, den bürgerlichen Liberalismus und den
utopischen Sozialismus.

III.

Diesen nebulösen Gesellschaftsverfassungen, den aristokratischen wie den demo-
kratischen, den autoritären oder liberalen (denen die anarchistische Anschauung
aufgrund ihrer ebenfalls verschwommenen Vorstellung einer Gesellschaft ohne
gesellschaftliche hierarchische Gliederung und ohne Machtvertretungen nicht
unähnlich ist), setzte der kritische Kommunismus eine sehr viel tiefere Untersu-
chung der Struktur und der Ursachen der gesellschaftlichen Verhältnisse entgegen,
welche den Lauf der Geschichte in ihrer komplexen Entwicklung kennzeichnen,
sowie eine genaue Analyse des Charakters dieser Verhältnisse in der kapitalisti-
schen Epoche und eine Reihe mächtiger Thesen ihrer weiteren Entwicklung und
Transformation; hinzu kommt heute noch der großartige theoretische und prakti-
sche Beitrag der proletarischen Revolution in Russland.

Es wäre überflüssig, hier näher auf die bekannte Lehre des ökonomischen Determi-
nismus und die Beweisführung seiner Tiefe bei der Erklärung der historischen
Ereignisse und gesellschaftlichen Systeme einzugehen. Dadurch, dass vom Terrain
der Produktion und Ökonomie und den daraus entspringenden Klassenverhältnis-
sen ausgegangen wird, werden gleichermaßen konservative wie utopistische Aprio-
rismen beseitigt und der Weg für eine wissenschaftliche Erklärung der verschiede-
nen juristischen, politischen, militärischen, religiösen und kulturellen Erscheinungen
des gesellschaftlichen Lebens frei gemacht.

Wir beschränken uns hier darauf, durch den geschichtlichen Verlauf hindurch grob
den Entwicklungsstufen zu folgen, die die gesellschaftlichen Organisations- und
menschlichen Gemeinschaftsformen gezeichnet haben, nicht nur im Staat, einem
abstrakten Gebilde einer alle Individuen vereinigenden Gemeinschaft, sondern
auch in den Organismen, deren Herausbildung das Ergebnis der jeweiligen Bezie-
hungen zwischen den Menschen ist.

Das Verständnis jeder gesellschaftlichen hierarchischen Ordnung, ob in einem sehr
weiten oder sehr engen Rahmen bestehend, muss sich auf die Beziehungen zwi-
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schen den Menschen gründen, denen ihrerseits wieder eine Aufgabenteilung
zugrunde liegt.

Wir begehen keinen groben Fehler, wenn wir uns zunächst einmal eine Lebensform
der menschlichen Gattung ohne jede organisatorische Gliederung vorstellen. Die
wenigen Menschen konnten von den Gaben der Natur leben, ohne sie bearbeiten
oder umformen zu müssen; nach dieser Seite hin war der Einzelne nicht auf sei-
nesgleichen angewiesen. Die einzigen, allen Gattungen gemeinsamen Beziehun-
gen waren die der Reproduktion, doch für die menschliche Gattung, und nicht nur
für sie, reicht dies schon aus, um ein Beziehungssystem und eine entsprechende
hierarchische Gliederung zu errichten, z.B. in der Familie. Ohne auf ihre verschie-
denen Formen: polygam, polyandrisch oder monogam, näher einzugehen, stellen
wir hier nur fest, dass sie die embryonale Form eines organisierten gemeinschaftli-
chen Lebens auf Grundlage einer Aufgabenteilung bildet, und diese ist unmittelbar
physiologisch bestimmt: Die Mutter betreut die Nachkommen und zieht sie auf, der
Vater kümmert sich um die Jagd, die Beute und den Schutz vor äußeren Feinden.

Wie bei den weiteren Entwicklungsphasen der Produktion und des Wirtschaftsle-
bens, so macht es auch im Hinblick auf diesen Urzustand, wo man von Produktion
und Wirtschaft noch kaum reden kann, keinen Sinn, sich bei der abstrakten Frage
aufzuhalten, was denn nun die eigentliche Einheit bilde, das Individuum oder die
Gemeinschaft. Biologisch stellt das Individuum zweifellos eine Einheit dar, aber es
ist nur metaphysische Hirnakrobatik, es deshalb zur Grundlage gesellschaftlicher
Strukturen zu erklären. Vom gesellschaftlichen Standpunkt aus können nicht alle
diese Einheiten denselben Stellenwert haben, denn die Gemeinschaft besteht aus
Verhältnissen und Formierungen, worin die Rolle und die Tätigkeit jedes Einzelnen
infolge der vielfältigen Einflüsse der Umwelt und des Milieus keine individuelle, son-
dern eine kollektive Funktion haben. Selbst in diesem Falle also, wo wir von einer
gesellschaftlichen Organisation oder überhaupt einer Gesellschaft noch gar nicht
sprechen können, widerlegt die durch physiologische Faktoren bedingte Gliederung
in der Familie schon jene willkürliche Darstellung, nach der das Individuum eine
nicht weiter teilbare Einheit (das ist der Wortsinn des Begriffs Individuum) bilde und
andererseits die komplexeren Formen aus der Summe lauter solcher Einheiten
bestünden, wobei deren Besonderheit und nach einer gewissen Seite hin Gleich-
wertigkeit gewahrt bliebe. Offensichtlich existiert auch die Gesellschaft nicht als
Einheit, denn die Beziehungen zwischen den Menschen, ja das bloße Wissen um
die Existenz der anderen, sind äußerst begrenzt und gehen über den Kreis der
Familie oder des Clans kaum hinaus.

Eine sich von selbst aufdrängende Schlussfolgerung können wir hier vorwegneh-
men: Die Gesellschaft war noch nie eine „Einheit“, selbst in der Zukunft wird sie es
wahrscheinlich nur als, mathematisch gesprochen, „Grenzwert“ sein, dem wir uns
durch die Aufhebung der Klassen und der Staatsgrenzen allmählich annähern wer-
den.
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Nur wenn man von einer wirklichkeitsfremden Voraussetzung ausgeht, die im
Grunde sogar in den modernsten Darlegungen nur die Begriffe von göttlicher Offen-
barung, Schöpfung, bzw. Autonomie des Geistes gegenüber den natürlichen und
organischen Tatsachen reproduziert, könnte die Einheit: „Individuum“ als Element
von sozialen Schlussfolgerungen und Konstruktionen oder auch als der Negation
der Gesellschaft genommen werden. Die religiöse oder idealistische Anschauung,
wonach der göttliche Schöpfer oder eine das Schicksal der Welt lenkende Kraft aus
jedem Individuum ein autonomes, genau bestimmtes, bewusstes, wollendes und
selbstverantwortliches Molekül des gesellschaftlichen Gefüges mache, unabhängig
von den materiellen Lebensbedingungen – diese Anschauung wird in den Auffas-
sungen des demokratischen Liberalismus und des anarchistischen Individualismus
bloß dem Anschein nach verändert: Von der Seele, als vom Höchsten Wesen ent-
fachter Funke, gelangen wir nur zur subjektiven Souveränität des Wählers oder zur
unbegrenzten Autonomie des Bürgers in einer keinen Gesetzmäßigkeiten gehor-
chenden Gesellschaft. So entschlossen „materialistisch“ sich die ersten liberalen
Bourgeois und Anarchisten auch gaben, im Lichte der marxistischen Kritik leiden
ihre Philosopheme doch an der gleichen Naivität wie ihre Vorgänger.

Diese Anschauung hat ihre Entsprechung in der gleichermaßen idealistischen
Annahme der Gesellschaft als vollkommener Einheit, des gesellschaftlichen
„Monismus“, errichtet auf der Grundlage des unser Gattungsleben lenkenden und
bestimmenden göttlichen Willens. Als wir uns weiter oben mit dem Urzustand des
gemeinschaftlichen Lebens befassten und auf die Familienorganisation stießen,
kamen wir zum Ergebnis, dass wir bei der Untersuchung des Gattungslebens und
seiner Entwicklungsstufen ohne die metaphysische Hypothese auskommen, derzu-
folge das Individuum oder die Gesellschaft die eigentliche „Einheit“ bilde. Wir kön-
nen indessen positiv sagen: Wir haben hier einen auf einheitlicher Grundlage orga-
nisierten Gemeinschaftstypus, die Familie. Aber wir werden uns hüten, nun in der
Familie einen starren und ewigen Typus verkörpert zu sehen oder sie gar als
Modell des gemeinschaftlichen Lebens zu idealisieren – wie es der Anarchismus
oder die absolute Monarchie bezüglich des Individuums macht. Wir stellen lediglich
die Existenz dieser ursprünglichen Einheit menschlicher Organisation fest: Ihr wer-
den andere Formen folgen, sie selbst wird sich in vielerlei Hinsicht verändern und
ein Bildungselement anderer Gemeinschaftsformen werden, oder – wie wir anneh-
men dürfen – in sehr viel weiter fortgeschrittenen Gesellschaftsformen verschwin-
den. Wir verspüren nicht das geringste Bedürfnis, aus Prinzip für oder gegen die
Familie, oder auch für oder gegen den Staat zu sein. Uns liegt daran, die Entwick-
lung dieser Form menschlicher Organisation so gut wie möglich zu erfassen. Wenn
wir uns fragen, ob sie eines Tages verschwinden wird, so tun wir das so unvorein-
genommen wie es geht, denn es entspricht nicht unserer Denkweise, sie von vorn-
herein als heilig und unantastbar oder umgekehrt als schädlich und der Zerstörung
würdig anzusehen. Das ist Sache des Konservatismus und seiner Kehrseite
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(also der Ablehnung jeder Form gesellschaftlicher Organisation und Gliederung),
die beide theoretisch gleich schwach sind und praktisch zu keinem Ergebnis füh-
ren.

Wir lassen also die herkömmliche Gegenüberstellung der Kategorien Individuum
und Gesellschaft beiseite und sehen uns die Bildung und Entwicklung anderer Ein-
heiten, d.h. anderer organisierter Gemeinschaftsformen im Laufe der Menschheits-
geschichte an. Es handelt sich um auf bestimmte Aufgaben- bzw. Arbeitsteilungen
und soziale Hierarchien bzw. Gliederungen gegründete mehr oder minder große
Gemeinschaften, die als Faktoren und Akteure des gesellschaftlichen Lebens auf-
treten. Nur bedingt lassen sie sich mit organischen Einheiten (also Lebewesen) ver-
gleichen, dessen Zellen – deren Stelle dann Menschen oder Menschengruppierun-
gen einnähmen – verschiedene Funktionen erfüllen und verschiedene
Bedeutungen haben. Aber auch dieser Vergleich hinkt, denn ein Lebewesen hat
bestimmte Grenzen und macht eine biologische Entwicklung durch, an deren Ende
es stirbt. Anders die organisierten gesellschaftlichen Einheiten: Sie haben keine
festen Grenzen und erneuern sich unaufhörlich, indem sie sich, gleichzeitig auflö-
send und wieder neubildend, miteinander verflechten. Uns ist wichtig zu zeigen,
und dazu haben wir uns mit dem ersten, auf der Hand liegenden Beispiel der Ein-
heit „Familie“ länger befasst, dass, wenn diese Einheiten auch selbstverständlich
aus Individuen bestehen und ihre Zusammensetzung wechselt, sie dennoch „alle“
als Organ, als Ganzes handeln, so dass ihre Zerfällung in individuelle Einheiten nur
eine mythologische und unwirkliche Bedeutung hat. Das Element: „Familie“ besitzt
ein einheitliches Leben, das nicht durch die Anzahl der in ihr zusammengeschlos-
senen Individuen, sondern durch deren Beziehungen zueinander definiert ist. So
hat, um es banal auszudrücken, eine aus einem Mann, Frauen und einigen Alten
bestehende Familie nicht das gleiche Gewicht wie eine, die neben den Eltern noch
einige junge und kräftige Söhne zählt.

Schon in dieser ersten, aus Einzelnen gebildeten Einheit: „Familie“ sehen wir erste
Aufgabenteilungen, erste Formen von Hierarchie, Autorität, von Leitung der einzel-
nen Tätigkeiten, von Verwaltung, und im Laufe der Zeit gehen die Menschen durch
unzählige andere Organisationsformen hindurch, die immer breiter und vielschichti-
ger werden. Der Grund dieser zunehmenden Komplexität liegt darin, dass eben die
aus einer immer größeren gesellschaftlichen Differenzierung hervorgehenden sozi-
alen Hierarchien und Beziehungen komplexer werden, welche ihrerseits durch die
Produktionssysteme determiniert sind, in denen Wissenschaft und Technik der
menschlichen Tätigkeit zur Erzeugung einer immer größeren Anzahl von Produkten
(im weitesten Sinne des Wortes) verhelfen, die geeignet sind, die Bedürfnisse
immer größerer und zu höheren Lebensformen sich entwickelnder Gesellschaften
zu befriedigen. Will man den Entstehungs- und Transformationsprozess verschie-
dener menschlicher Organisationen und den Mechanismus ihrer Beziehungen
innerhalb der Gesamtgesellschaft erfassen, so muss der Ausgangspunkt der Unter-
suchung die Entwicklung der Technik und der ökonomischen Verhältnisse sein, die
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insoweit aus der Stellung der Einzelnen hervorgehen, als das produktive Räder-
werk ihnen ihre jeweiligen Funktionen zuweist. Gestützt auf eine solche Untersu-
chung lassen sich Entstehung und Entwicklungsstufen von Dynastien, Ständen,
Armeen, Staaten, Imperien, Zünften und Parteien verfolgen. Auf dem Höhepunkt
dieser komplexen Entwicklung kann man sich die Form einer organisierten Einheit
vorstellen, die mit den Grenzen der Menschheit selbst zusammenfällt, indem eine
rationelle und gesellschaftliche Aufgabenteilung zwischen allen verwirklicht wird,
und man kann über die Bedeutung und die Grenzen sprechen, die ein hierarchi-
sches System gemeinschaftlicher Verwaltung in dieser höheren Form menschli-
chen Zusammenlebens haben wird.

IV.

Wenn wir nun zur Untersuchung jener homogenen Organismen kommen, deren
innere Beziehungen auf dem gegründet sind, was gemeinhin das „demokratische
Prinzip“ genannt wird, wollen wir zunächst einmal zwischen solchen organisierten
Gemeinschaften unterscheiden, deren Hierarchie von außen bestimmt wird und
solchen, die sie aus sich selbst heraus, in ihrem Innern, bilden. Nach den religiösen
Anschauungen und der reinen Obrigkeitslehre ist jede menschliche Gesellschaft in
jeder Epoche eine homogene Gemeinschaft, die ihre Hierarchie durch übernatürli-
che Mächte empfängt; auf die Kritik dieser unserer ganzen Erfahrung widerspre-
chenden metaphysischen und flachen Auffassung wollen wir hier nicht noch einmal
zurückkommen. Die Hierarchie ist ein notwendiges Produkt der Aufgabenteilung,
wie in der Familie.

Als sie sich zur Sippe, zum Stamm erweiterte, musste sie sich zum Zwecke der
Bekämpfung anderer Organisationen organisieren: Die militärischen Hierarchien
entstanden, insofern demjenigen die Befehlsgewalt anvertraut wurde, der die
gemeinsamen Kräfte am besten einzusetzen in der Lage war. Könige, Heerführer
und Priester wurden ursprünglich gewählt, aber das Kriterium für ihre Wahl, näm-
lich das gemeinsame Interesse, welches um Jahrtausende älter als der moderne
demokratische Stimmenfang ist, wurde später von anderen Kriterien für die Bildung
von Hierarchien verdrängt: War es einst ein durch besondere Begabungen und
Funktionen erreichter Rang, dessen Inhaber am meisten Einfluss auf die Weiter-
gabe dieses Ranges hatte, entstehen nun – vermittels Erbfolge oder auch durch
Initiationsgemeinschaften wie Schulen, Sekten oder Kulten – Kastenprivilegien oder
Standesvorrechte.

Doch wir haben, wie gesagt, nicht vor, dem ganzen Bildungsprozess der Stände
und dann Klassen zu folgen. Über die Arbeitsteilung, die natürlich notwendig ist,
wird jedenfalls ein Macht- und Einflussmonopol gestülpt, das mit der privilegierten
Stellung bestimmter Stände im ökonomischen Getriebe einhergeht. Jeder leitende
Stand hatte sich auf die eine oder andere Art und Weise eine eigene organisierte
Hierarchie gegeben, und so taten es auch die ökonomisch privilegierten Klassen.
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Um nur ein Beispiel zu nennen: Im Mittelalter schloss sich der Landadel, um seine
Vorrechte gegen die Angriffe anderer Klassen zu schützen, zu einer Organisations-
form zusammen, an dessen Spitze die Monarchie stand; von der Bildung der in
ihren Händen konzentrierten staatlichen Gewalt waren alle anderen Bevölkerungs-
schichten ausgeschlossen; der Staat war die Organisation des vom Klerus gestütz-
ten Feudaladels, und das wichtigste Herrschaftsinstrument war das Heer. Wir
haben hier einen Organisationstypus vor uns, dessen Hierarchie von außen
bestimmt wird: Es ist der König, der die militärischen Ränge verleiht, und das Heer
gründet sich auf den passiven Gehorsam all seiner Mitglieder. Jeder Staat besitzt
die Hoheit, eine Reihe hierarchisch gegliederter Exekutivorgane, wie Heer, Polizei,
Gerichtswesen und Bürokratie zu konstituieren und zu instituieren. Die Einheit
„Staat“ lebt also von der Tätigkeit der Individuen aller Klassen, organisiert ist er
jedoch auf Basis einer einzigen Klasse oder jedenfalls sehr wenigen, denen die
Befugnis, seine hierarchische Gliederung zu errichten, vorbehalten bleibt. Die
anderen Klassen bzw. alle Gruppen, denen nur zu deutlich vor Augen steht, dass
die bestehende Staatsorganisation mitnichten die Interessen und Bedürfnisse aller
gewährleistet, obschon eben dies behauptet wird, versuchen eigene Organisatio-
nen ins Leben zu rufen, um ihre Interessen durchzusetzen, und zwar auf Basis der
gleichen Stellung aller ihrer Mitglieder in Produktion und Wirtschaftsleben.

Wenn wir uns nun jenen Organisationen zuwenden, die sich ihre eigenen Struktu-
ren geben, und wir uns die Frage stellen, wie ihr Aufbau zu bestimmen ist, um die
gemeinschaftlichen Interessen aller ihrer Mitglieder zu wahren und um zu verhin-
dern, dass sich privilegierte Schichten herausbilden, stoßen wir auf das dem demo-
kratischen Prinzip folgende Verfahren, unter allen Mitgliedern abzustimmen und
nach dem Mehrheitsvotum diejenigen zu benennen, die die verschiedenen Posten
in der Hierarchie einnehmen sollen. Wenn es um die Einführung dieses Verfahrens
in viel engeren Organisationen wie Gewerkschaften und Parteien geht, muss
unsere Kritik sehr viel weniger streng ausfallen als wenn beabsichtigt wird, es auf
die bestehende Gesellschaft (oder bestimmte Nationen) anzuwenden. Im letzten
Fall ist es ganz klar abzuweisen, denn es gründet sich auf nichts, berücksichtigt in
keiner Weise die ökonomische Stellung der Einzelnen und erhebt den Anspruch,
das System sei an und für sich vollkommen, ganz unabhängig von der jeweiligen
Entwicklungsstufe, die die nämliche Gemeinschaft durchläuft.

Die Konsequenz der aufgrund ökonomischer Vorrechte deutlichen Spaltung in Klas-
sen ist, dass Mehrheitsentscheidungen jede Bedeutung verlieren. Unsere Kritik ent-
larvt den Schwindel, wonach der aus den liberalen Verfassungen hervorgehende
demokratische und parlamentarische Staatsmechanismus eine Organisation aller
im Interesse aller sei. Solange Interessengegensätze und Klassenkämpfe beste-
hen, kann es keine einheitliche Organisation geben, und der Staat bleibt trotz des
äußeren Scheins von Volkssouveränität das Organ der ökonomisch herrschenden
Klasse und das Instrument zum Schutz ihrer Interessen. Auch wenn ihre politischen
Vertretungen (die parlamentarischen Organe) demokratisch gewählt werden,
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betrachten wir die bürgerliche Gesellschaft als einen Gesamtkomplex verschiede-
ner Organisationen und Vereinigungen, von denen sich viele um den mächtigen
und zentralisierten politischen Staat scharen, nämlich jene aus den privilegierten
Schichten hervorgegangenen Organisationen, denen es um die Sicherung der
bestehenden Gesellschaftsordnung geht. Einige andere verhalten sich neutral oder
ändern von Fall zu Fall ihre Haltung gegenüber dem Staat, und schließlich entste-
hen Organisationen innerhalb der besitzlosen und ökonomisch ausgebeuteten
Klassen, die gegen den bestehenden Klassenstaat gerichtet sind. Wie der Kommu-
nismus zeigt, hat das auf der rechtlichen und politischen Gleichheit aller beruhende
demokratische oder Mehrheitsprinzip nur formellen Charakter, solange die ökono-
misch bedingte Klassenspaltung besteht– es taugt nicht, den Staat als organisierte
Einheit der ganzen Gesellschaft oder Nation zu charakterisieren. Zwar stützt sich
die politische Demokratie auf diese Behauptung, re vera (3) ist sie eine Form, die
der spezifischen Herrschaft der kapitalistischen Klasse und ihrer tatsächlichen Dik-
tatur zur Wahrung ihrer Privilegien entspricht.

Auf die schlagende Kritik des Marxismus an dieser falschen Auffassung müssen wir
also nicht weiter eingehen. In der politischen Demokratie wird jeder „Stimme“ –
gleich ob sie einem durch körperliche Mühen zermürbten Arbeiter oder einem rei-
chen Müßiggänger, einem gerissenen Industriellen oder einem Arbeiter gehört, der
tief im Elend steckt, aber die Ursachen seiner Bedrückung nicht kennt und keinen
Ausweg sieht – der gleiche Grad an Mündigkeit und Reife zugesprochen; die einen
wie die anderen müssen nur von Zeit zu Zeit ihrer souveränen Aufgabe nachkom-
men: Das genügt dann, um für lange Zeit Ruhe und Ordnung bei all jenen zu
erzwingen, denen nach der Wahl von der staatlichen Politik und Exekutive die Haut
abgezogen wird.

V.

Nachdem wir geklärt haben, dass dem demokratischen Prinzip kein immanenter
Zweck innewohnt und es als Prinzip nichts taugt, es vielmehr ein einfaches Verfah-
ren ist, das der banalen arithmetischen Regel folgt: die Mehrheit hat Recht und die
Minderheit Unrecht, wollen wir uns nun damit befassen, ob und inwieweit dieses
Verfahren nützlich und ausreichend ist, wenn es sich um Organisationen – auch
unter Berücksichtigung ihres geschichtlichen Entwicklungsprozesses – handelt,
deren Mitgliedschaft homogen und nicht durch tiefe Gegensätze hinsichtlich ihrer
ökonomischen Bedingungen gespalten ist.

Ist das demokratische Verfahren in der Diktatur des Proletariats, also jener Staats-
form, die nach dem revolutionären Sieg der aufständischen Klasse über die bürger-
liche Staatsmacht errichtet wird, brauchbar, sodass sie aufgrund ihres Vertretungs-
systems und hierarchischen Aufbaus zu Recht als „proletarische Demokratie“
bezeichnet werden kann? Wir müssen hier ganz unvoreingenommen vorgehen.
Schon möglich, dass wir zu dem Ergebnis kommen, das Verfahren sei als solches,
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mit gewissen Abänderungen und solange der Gang der Dinge nicht ein besseres
Verfahren hervorbringt, durchaus tauglich. Doch müssen wir auch im Auge behal-
ten, dass es keinen einzigen Grund gibt, der dafür spricht, das „Mehrheitsprinzip“
apriori festzuschreiben; das Proletariat ist, am Tag nach der Revolution, noch keine
völlig homogene Klasse, noch nicht mal eine einzige Klasse. In Russland etwa liegt
die Macht in Händen der Arbeiter und Bauern; jedoch wird bei auch nur flüchtiger
Betrachtung der Entwicklung der revolutionären Bewegung schnell deutlich, dass
das Industrieproletariat, weniger zahlreich als die Bauernklasse, darin eine sehr viel
größere Rolle spielt. Es ist daher folgerichtig, wenn einer Arbeiterstimme in den
Arbeiterräten, den Sowjets, ein größeres Gewicht zuerkannt wird.

Wir wollen hier nicht eine vollständige Untersuchung der strukturellen Merkmale
des Arbeiterstaates vornehmen. Wir fassen ihn auch nicht unter einem ihm imma-
nenten Gesichtspunkt, wie die Reaktionäre die Monarchie von Gottes Gnaden, die
Liberalen den Parlamentarismus mit allgemeinem Wahlrecht oder die Anarchisten
die Ablehnung des Staates. Der proletarische Staat als Organisation einer Klasse
im Kampf gegen andere Klassen, die ihrer ökonomischen Privilegien beraubt wer-
den müssen, ist eine materielle historische Kraft, ausgerichtet nach den Zielen, die
er hat, d.h. nach den Notwendigkeiten, die ihn hervorbrachten. In bestimmten Pha-
sen sind es Abstimmungen auf breitester Basis, die die Entwicklung vorantreiben,
in anderen Momenten wiederum geschieht dies infolge der Aufgaben, die kleine
und mit uneingeschränkter Vollmacht ausgestattete Exekutivorgane zu erfüllen
haben. (4) Wesentlich ist, dass der Arbeitermacht die Mittel und Waffen an die
Hand gegeben werden, um der Bourgeoisie ihre ökonomischen Privilegien zu neh-
men und ihren politischen und militärischen Widerstand zu brechen. Nur so kann
der Arbeiterstaat die Aufhebung der Klassen anbahnen und den Boden für eine
immer tiefere Transformation seiner eigenen Struktur und Funktion vorbereiten.

Außer Frage steht: Während die bürgerliche Demokratie den eigentlichen Zweck
hat, jeden Einfluss der großen proletarischen und kleinbürgerlichen Massen auf die
Staatsführung auszuschließen, die eben den großen Oligarchien der Industrie, der
Finanz und des Grundbesitzes vorbehalten ist, muss die proletarische Diktatur die
breitesten Schichten der proletarischen und auch halb-proletarischen Massen in
den Kampf, den sie verkörpert, einbinden können. Das ist nicht mit Hilfe eines flä-
chendeckenden Abstimmungs- oder Wahlapparates machbar – außer für diejeni-
gen, die tief in bürgerlichen Vorurteilen stecken. Ein derartiges Wahlverfahren kann
zu viel des Guten tun, noch öfter aber zu wenig, insofern viele Proletarier nach ihrer
Stimmabgabe nicht weiter aktiv am Klassenkampf und seinen Erfordernissen teil-
nehmen würden. Auf der anderen Seite verlangt die Schwere des Kampfes in man-
chen Phasen schnelle Entscheidungen und Reaktionen und die Kanalisierung aller
Anstrengungen in eine gemeinsame Richtung. Um also der Passivität des Proletari-
ats nicht Vorschub zu leisten und gleichzeitig die Zentralisierung zu gewährleisten,
gründet der Arbeiterstaat sein Vertretungssystem, wie uns die Lehren der reichen
russischen Erfahrung zeigen, auf Merkmalen, die darauf zielen, die Glaubenssätze
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der bürgerlichen Demokratie zu brechen, weshalb deren Anhänger dann natürlich
die Missachtung der Freiheit in Russland beklagen. Tatsächlich aber werden nur
die spießbürgerlichen Vorurteile entlarvt, mit denen es die Demagogen noch stets
verstanden haben, die Macht der Privilegierten abzusichern. Im diktatorischen
Staat des Proletariats sind seine Vertretungskörperschaften gleichzeitig beratend-
beschließende und vollziehende Organe und, wenn nicht die ganze Masse, so ist
doch eine breite Schicht ihrer Delegierten ständig und nicht nur zeitweise in die
Aufgaben des politischen Lebens eingebunden. Hervorzuheben ist, dass diese
aktive Teilnahme dem geschlossenen Handeln des ganzen Apparates keinen
Abbruch tut, sondern es im Gegenteil stärkt, also gerade durch Kriterien erreicht
wird, die denen des bürgerlichen Hyperliberalismus entgegengesetzt sind, was
heißt, dass vor allem die Direktwahl und das Verhältniswahlrecht abgeschafft wer-
den, nachdem schon, wie wir oben sahen, der heilige Grundsatz der Stimmen-
gleichheit hinter sich gelassen wurde.

Wir sagen nicht, dass diesen neuen Kriterien der Vertretungskörperschaften prinzi-
pielle Gründe zugrunde liegen: Unter veränderten Umständen können es andere
Kriterien sein. Auf jeden Fall aber wollen wir festhalten, dass den Organisations-
und Vertretungsformen kein immanenter Zweck unterzujubeln ist; nur anders for-
muliert finden wir dies in der marxistischen Grundthese, derzufolge „die Revolution
keine Frage der Organisationsform ist“.(5) Die Revolution ist im Gegenteil eine
inhaltliche Frage, also eine der Bewegung und Aktion der revolutionären Kräfte in
einem ununterbrochenen Prozess, der sich nicht theoretisieren lässt, indem sein
wirkliches Wesen in einer starren „Verfassungslehre“ festgehalten wird.(6)

In den Vertretungen der Arbeiterräte finden wir überhaupt nicht mehr jene typische
Regel der bürgerlichen Demokratie, derzufolge jeder Bürger durch Direktwahl sei-
nen Abgeordneten in das oberste Vertretungsorgan, d.h. ins Parlament, wählt. Es
gibt im Gegenteil verschiedene Ebenen von Arbeiter- und Bauernsowjets, jede
Ebene umfasst immer größere territoriale Einheiten, bis hin zum Sowjetkongress:
jeder Gemeinde- und Bezirkssowjet wählt seine Delegierten für die nächst höhere
Ebene und zugleich seine Verwaltung, d.h. das jeweilige Exekutivkomitee. An der
Basis, d.h. in den Gemeinde- und Bezirksräten, stimmt die ganze Masse ab. Die
Wahl der Delegierten für die höheren Räte und für die anderen Posten erfolgt auf-
grund von Parteilisten, und zwar als Mehrheits- und nicht als Verhältniswahl. Da es
sich im Übrigen zumeist um die Wahl eines einzigen Delegierten handelt, der die
Verbindung zwischen zwei Ebenen des Rätesystems herstellen soll, werden
zugleich zwei Dogmen des formalen Liberalismus hinfällig, nämlich die Listenwahl
und die Verhältniswahl. Da die Räte auf jeder Ebene nicht nur beratende und
beschließende, sondern auch vollziehende, eng an die Zentralexekutive gebun-
dene Körperschaften hervorbringen müssen, ist es nur natürlich, dass es sich, je
höher die Ebene ist, desto weniger um parlamentarische Schwatzbuden handeln
kann, wo endlos disputiert und niemals gehandelt wird, sondern um straffe und
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geschlossen handelnde Organe, die fähig sind, den politischen Kampf, die politi-
sche Tätigkeit und den revolutionären Weg der Massen zu leiten, die auf die
geschilderte Weise eingegliedert sind.

Die genannten Zwecke, die keinem Verfassungsentwurf automatisch immanent
sein könnten, vervollständigen ein solches System zu einem Ganzen vermittels der
Existenz der politischen Partei, die ein erstrangiger Faktor ist und deren bloße
Organisationsform weit hinter ihren Inhalt zurücktritt. Ihr kollektives Bewusstsein,
das heißt, ihre Theorie, und ihr kollektiver sich in die Tat umsetzender Wille machen
es möglich, die Arbeit in Gang zu setzen, die durch die Notwendigkeiten eines lan-
gen und beständig fortschreitenden Prozesses bestimmt ist. Die Partei ist das
Organ, das den Merkmalen einer geschlossenen und in einheitlicher Richtung han-
delnden Gemeinschaft am nächsten kommen kann. Tatsächlich umfasst sie nur
eine Minderheit, doch die Faktoren, die sie gegenüber allen anderen auch auf brei-
tester Basis gegründeten Vertretungsorganen aufweist, sind eben solche, die die
Partei als beste Vertreterin der Gesamtinteressen und -bewegungen ausweisen. In
der politischen Partei ist jene Forderung verwirklicht, gemäß der sich alle Mitglieder
an der Ausführung der gemeinsamen Arbeit beteiligen, ebenso wie die Lösung aller
Fragen angebahnt wird, die der Kampfverlauf und der ökonomische Aufbau aufwer-
fen und deren sich das Gros der Masse erst bewusst werden kann, wenn sie sich
konkret zeigen. Aus all diesen Gründen ist klar, dass wir ein Vertretungssystem vor
uns haben, das nicht eines der demokratischen Heuchelei ist, sondern sich auf die
Bevölkerungsschicht stützt, die von ihren elementaren gemeinsamen Interessen
auf den revolutionären Weg gedrängt wird, und es ist ganz natürlich, dass sie von
sich aus die von der Partei vorgeschlagenen Mitglieder wählt: Zeigt sich doch
gerade die Partei den Erfordernissen des Kampfverlaufs gewachsen, ebenso wie
den Fragen, die man kennen muss, bevor sie auftreten.

Wir werden später noch einige Worte dazu sagen, weshalb wir auch der Partei
diese Fähigkeiten nicht einfach deshalb zuschreiben, weil sie sich auf ein besonde-
res Prinzip gründet: Ihrer Aufgabe als Antriebskraft der revolutionären Aktion einer
Klasse kann sie gerecht werden oder auch nicht. Nicht die politische Partei über-
haupt, sondern nur eine Partei, die kommunistische, kann die genannte Aufgabe
erfüllen, was nicht heißt, dass sie deshalb von vornherein gegen die tausend
Gefahren der Versumpfung und Zersetzung gefeit wäre. Die positiven Merkmale,
die gewährleisten, dass die Partei auf der notwendigen Höhe des Kampfverlaufes
steht, finden sich nicht in ihren Statuten und bloßen Organisationsleitsätzen; durch
ihren Entwicklungsverlauf und ihre Teilnahme an den Kämpfen manifestieren sie
sich vielmehr in der Herausbildung einer gemeinsamen Richtung, deren Wegweiser
gleichermaßen eine Geschichtsauffassung, ein Programm – in dem das kollektive
Bewusstsein Gestalt annimmt – und eine strenge Organisationsdisziplin sind. Diese
Auffassungen sind dem Leser aus den „Thesen zur Taktik“ des II. Parteitages der
KPI bekannt.(7)
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Doch kehren wir wieder auf das Vertretungssystem in der proletarischen Diktatur
zurück, die, wie wir oben sagten, auf den sukzessiven Ebenen zugleich legislative
wie exekutive Organe impliziert. Wir sollten nun näher darauf eingehen, hinsichtlich
welcher Aufgaben des gemeinschaftlichen Lebens die exekutiven Funktionen und
Initiativen in Kraft treten, denn diese rufen die Räte selbst ja erst ins Leben und
bestimmen die Verhältnisse, die ihr sich ständig entwickelndes, daher nicht starr
festgeschriebenes System prägen. Wir wollen hier nicht die Frage der endgültigen
Form des Vertretungssystems in einer klassenlosen, kommunistischen Gesellschaft
untersuchen. Wie sich die verschiedenen Organisationen entwickeln werden, wenn
wir uns dieser Gesellschaft nähern, können wir nicht im Einzelnen vorhersagen, nur
die groben Züge lassen sich überblicken. Die Entwicklung wird sich in Richtung
einer Verschmelzung aller politischen, exekutiven und ökonomischen Organe voll-
ziehen, während der Staat nach und nach den Charakter eines Zwangsapparates
verliert, bis schließlich das Staatswesen selbst (als Herrschaftsinstrument einer
Klasse im Kampf gegen die anderen, noch fortlebenden Klassen) abstirbt. Hier wol-
len wir uns jedoch nur mit der Anfangsphase der Arbeitermacht befassen, wofür
sich die Erfahrungen der proletarischen Diktatur in Russland im Laufe der letzten
4½ Jahre heranziehen lassen.

Die proletarische Diktatur hat in ihrer Anfangsphase eine ungeheuer schwierige
und komplexe Aufgabe zu erfüllen, die sich in drei Tätigkeitsbereiche einteilen
lässt: den politischen, den militärischen und den ökonomischen. Sowohl die militäri-
sche Verteidigung gegen die inneren und äußeren Angriffe der Konterrevolution als
auch die Rekonstruktion der Wirtschaft auf gesellschaftlichen Grundlagen können
nur bewältigt werden, wenn alle Kräfte gebündelt und planmäßig und rational ein-
gesetzt werden. Die gesamtgesellschaftliche Aktivität verlangt eine äußerst starke
Geschlossenheit, obwohl doch alle Kräfte der ganzen Masse eingesetzt werden,
genauer, um alle Kräfte einsetzen zu können. Folglich müssen sich die Organe, die
an vorderster Front des Kampfes gegen den äußeren und inneren Feind stehen
(die revolutionäre Armee und auch die revolutionäre Polizei), auf eine in Händen
des Arbeiterstaates zentralisierte Disziplin und Hierarchie gründen. Auch die rote
Armee ist eine organisierte Einheit, deren Hierarchie von außen, d.h. von der politi-
schen Führung des Arbeiterstaates bestimmt wird, dasselbe gilt für die revolutio-
näre Polizei und das revolutionäre Gerichtswesen. Die Frage des wirtschaftlichen
Apparates, den das siegreiche Proletariat errichten muss, um dem neuen Produkti-
ons- und Distributionssystem seine Basis zu geben, weist komplexere Aspekte auf.
Wir können hier nur kurz wieder daran erinnern, dass das Merkmal, das diesen rati-
onellen Verwaltungsapparat vom Chaos der kapitalistischen Privatwirtschaft unter-
scheidet, die Zentralisierung ist. Einerseits müssen alle Betriebe auf Grundlage der
Ziele eines einzigen Produktions- und Distributionsplans koordiniert und im Inter-
esse der Gesellschaft als Ganzes geleitet werden. Mit dem allmählichen Aufbau
des ökonomischen Apparates, aber auch infolge der Krisen, die in einer solchen
Umwälzungsperiode unweigerlich von politischen und militärischen Kämpfen
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begleitet werden, ist andererseits sowohl der Wirtschaftsapparat als auch die jewei-
lige Stellung der Produzenten darin ständigen Veränderungen unterworfen.

Was leitet sich aus diesen Betrachtungen ab? Im ersten Stadium der proletarischen
Diktatur ernennen die Räte der verschiedenen Ebenen zugleich mit den beschlie-
ßenden Körperschaften der höheren Ebenen auch die exekutiven Organe der loka-
len Verwaltung. Die Verantwortung für die militärische Verteidigung muss allerdings
ganz in Händen des zentralen Führungsorgans bleiben, ebenso – wenn auch weni-
ger streng – die Verantwortung für die ökonomischen Maßregeln. Die örtlichen
Organe haben indessen die Funktion, die Massen politisch einzugliedern, was
durch deren Mitwirkung an der Ausführung der gefassten Beschlüsse und durch
deren Unterstützung der militärischen und ökonomischen Organisationen verwirk-
licht wird; damit wird der Boden für die breitestmögliche und beständige Tätigkeit
der Massen in allen Bereichen des Gemeinwesens bereitet und zugleich werden
sie in den Aufbau der äußerst geschlossenen Organisation, die der Arbeiterstaat
darstellt, involviert.

Ohne ihre Formierung in ein Schema zu pressen, lässt sich Folgendes festhalten:
Es ist nicht etwa so, dass es auf den unteren und mittleren Ebenen der staatlichen
Hierarchie keine Handlungsmöglichkeiten und Eigeninitiativen geben dürfe, es zeigt
sich nur, dass es nicht möglich ist, ihre Bildung nach einem Schema entsprechend
der Durchführung genau bestimmter militärischer und ökonomischer Aufgaben der
Revolution zu theoretisieren, was heißen würde, die proletarischen Wahlgremien
nach Zugehörigkeit zu den Produktionsbetrieben oder Armeeabteilungen einzutei-
len; solche Gruppierungen verfahren ja nicht nach besonderen Fähigkeiten oder
Eignungen, die sich schon allein aus ihrer Form, ihrer Struktur ergeben würden. Die
Basisgruppen können daher nach empirischen Kriterien gebildet werden, ja, sie
werden sich spontan nach empirischen Kriterien bilden: das können der gemein-
same Arbeitsplatz oder Wohnort sein oder die Garnison oder andere Bereiche des
Alltagslebens, ohne dass irgendein Bereich a priori zum Modell erhoben oder
umgekehrt als solches verworfen werden könnte. Grundlage für die Vertretungsor-
gane des revolutionären Arbeiterstaates bleibt jedoch die territoriale Unterteilung:
es wird nach Bezirken gewählt. Keine dieser Ausführungen darf jedoch absolut auf-
gefasst werden – womit wir wieder bei unserer These sind, wonach kein Vertre-
tungsschema zum Prinzip erhoben werden darf und die demokratische Mehrheits-
entscheidung in ihrer formellen und arithmetischen Bedeutung nur eine Methode
unter anderen ist, um die Verbindungen innerhalb der Körperschaften zu koordinie-
ren. Eine der Methode selbst immanente Notwendigkeit oder Gerechtigkeit kann in
keiner Hinsicht geltend gemacht werden, denn zum einen ergeben diese Begriffe
für uns Marxisten schlichtweg keinen Sinn und zum anderen haben wir nicht vor,
den von uns kritisierten demokratischen Apparat durch ein anderes, automatisch
fehler- und makellos funktionierendes Verfahren zu ersetzen.
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VI.

Wir meinen, genug darüber gesagt zu haben, wie sich das demokratische Prinzip
im bürgerlichen Staat, der angeblich alle Klassen umfasst, darstellt; und auch darü-
ber, wie es in den Organisationen einer einzigen Klasse, den proletarischen Kör-
perschaften als Basis des Staates nach dem revolutionären Sieg, umgesetzt wer-
den kann. Jetzt wollen wir uns noch mit der demokratischen Funktionsweise in der
inneren Struktur der Arbeiterorganisationen befassen, die bereits vor (aber auch
noch nach) der Machteroberung bestehen, also den Gewerkschaften und der politi-
schen Partei.

Wir haben dargelegt, dass es eine wirkliche organisatorische Geschlossenheit
überhaupt nur auf der Basis einer Interessensgleichheit geben kann. Im Falle der
künstlichen Vereinigung der verschiedenen Klassen in den bürgerlichen Staatsinsti-
tutionen haben wir die demokratischen und Majoritätsverfahren einer Kritik unter-
worfen, die ihnen jegliche Bedeutung abspricht, doch diese Kritik spielt keine Rolle,
wenn wir das demokratische Verfahren in den Gewerkschaften und der Partei
untersuchen, denn ihnen tritt man aus eigenem Antrieb bei, um an ganz bestimm-
ten Aktionsformen teilzunehmen. Aber auch hier darf man sich nicht von willkürlich
als „unantastbar“ geltenden Mehrheitsentscheidungen aufs Glatteis führen lassen.

In den Gewerkschaften stimmen die tagespolitischen und materiellen Interessen
der Mitglieder anders als in der Partei unmittelbar überein, das heißt, innerhalb des
jeweiligen Berufszweiges herrscht eine große Homogenität und der obligatorische
Beitritt aller Arbeiter eines bestimmten Berufs- oder Industriezweiges widerspricht
durchaus nicht dem Charakter der gewerkschaftlichen Organisation; übrigens kann
der obligatorische Beitritt auch in einer bestimmten Entwicklungsphase des Arbei-
terstaates opportun sein. Dass auf diesem Gebiet die Quantität der entscheidende
Faktor ist und die Stimmenmehrheit große Bedeutung hat, steht außer Frage. Zu
diesem formellen Gesichtspunkt kommen noch andere Faktoren hinzu, die inner-
halb der Gewerkschaften eine Rolle spielen: Einerseits die Bürokratie und das
Funktionärstum, unter deren Kontrolle der Apparat gelähmt wird, und auf der ande-
ren Seite die kommunistischen Gruppen, die in enger Verbindung mit der Partei
agieren, um die Gewerkschaften auf das revolutionäre Terrain zu heben. Wenn die
Kommunisten in diesen Kämpfen immer wieder nachweisen, dass die Funktionäre
die demokratischen Regeln verletzen und auf die Mehrheitsentscheidungen pfeifen,
ist das eine richtige Vorgehensweise, denn die rechten Gewerkschaftsführer kehren
ja ständig ihre demokratische Gesinnung hervor, und dieser Widerspruch muss
natürlich ausgenutzt werden. Dasselbe gilt für die demokratischen Abstimmungs-
verfahren in der bürgerlichen Politik, ohne dabei die Illusion zu wecken, Wahlen
könnten, auch wenn sie korrekt durchgeführt werden, die Not der Arbeiter beseiti-
gen. Es ist richtig, solche Widersprüche auszunutzen, weil wir in den Momenten, in
denen die Massen aufgrund der wirtschaftlichen Lage in Bewegung geraten, den
Einfluss der revolutionären Gruppen zu Ungunsten der Funktionäre ausdehnen
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können, deren Einfluss nicht-proletarisch ist und, wenn auch nicht formell, so doch
vom Wesen her von Klassen und Kräften herrührt, denen die gewerkschaftliche
Organisierung fremd ist. All das heißt mitnichten, etwa auf einen wahren Demokra-
tismus zu pochen, denn auch wenn die Kommunisten von den Massen verstanden
werden und sie ihnen deutlich machen können, im Sinne ihrer tiefsten Interessen
zu handeln, dürfen und müssen sie die demokratischen Gewerkschaftsregeln bald
nutzen, bald brechen. Da also das Kriterium nicht die Demokratie ist, gibt es z.B.
auch keinen Widerspruch zwischen folgenden taktischen Haltungen: Solange das
Minoritätsrecht in den Satzungen festgeschrieben ist, werden wir in den Führungs-
organen eine Minderheitenvertretung wahrnehmen; sobald wir aber die Gewerk-
schaften erobert haben, werden wir diesen Satzungspunkt streichen, um die Hand-
lungsfähigkeit der Exekutivorgane zu steigern. Unsere Richtschnur in dieser Frage
gründet sich auf die genaue Analyse des Entwicklungsverlaufs der Gewerkschaften
in der heutigen Phase; es geht immer darum, die Umwandlung von Organen der
konterrevolutionären Beeinflussung in Organe des revolutionären Kampfes voran-
zutreiben. Die inneren Organisationsregeln sind nicht an und für sich von Bedeu-
tung, sondern nur soweit sie diesem Ziel nutzen.

Uns bleibt noch, die Parteiorganisation zu untersuchen, über deren Merkmale wir
schon einiges gesagt haben, als wir uns mit der organisatorischen Gliederung des
Arbeiterstaates befassten. Grundlage der Partei sind nicht die gleichen tagespoliti-
schen und ökonomischen Interessen wie bei den Gewerkschaften; dafür beruht ihre
Geschlossenheit auf einem viel breiteren Fundament, so viel breiter, wie es die
Klasse im Verhältnis zu einem Berufszweig ist. Die ganze Arbeiterklasse ist ja die
Basis, auf der sich die Partei nicht allein räumlich gesehen erweitert, bis sie Welt-
partei ist, sondern auch zeitlich gesehen, insofern sie das spezifische Organ ist,
dessen Theorie und Praxis der Spiegel dessen sind, was die verschiedenen Etap-
pen des proletarischen Emanzipationsprozesses kennzeichnen muss, um seinen
Sieg zu sichern. Diese allseits bekannten Aussagen drängen bei der Untersuchung
der Fragen der innerparteilichen Organisation und Struktur dahin, sich den gesam-
ten Bildungs- und Lebensprozess der Partei im Zusammenhang mit der Komplexi-
tät ihrer Aufgaben vor Augen zu halten. Wir können am Schluss dieser bereits län-
geren Arbeit nicht auf die Einzelheiten der Vorgehensweise eingehen, was z.B. das
Abstimmungsverfahren aller Anhänger betrifft, oder die Heranziehung neuer
Anhänger, die Besetzung der verschiedenen Posten usw. Zweifellos gibt es bisher
nichts Besseres, als sich zumeist an das Mehrheitsprinzip zu halten. Doch wie wir
nachdrücklich aufzeigten, besteht kein Grund, aus diesen demokratischen Regeln
ein Prinzip zu machen. Neben der Aufgabe der Entscheidungsfindung – vergleich-
bar mit der Legislative des Staatsapparates – hat die Partei eine Exekutivfunktion,
die in den entscheidenden Phasen des Kampfes gar der Funktion einer Armee
gleicht, d.h. ein Höchstmaß an Disziplin gegenüber den Führungsorganen verlangt.
Im komplizierten Prozess, der zur Bildung der Kommunistischen Parteien führte, ist
die Entstehung einer Hierarchie in der Tat eine reale und dialektische zu fassende
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Tatsache; die Gründe dafür liegen lange zurück und sind das Resultat der gemach-
ten Erfahrungen und der Erprobung ihres Apparates. Wir dürfen jedenfalls eine
Mehrheitsentscheidung in der Partei nicht so auffassen, als sei sie von vornherein
das Beste, was uns passieren könne, als sei sie ein unfehlbarer und himmlischer
Richter, der der Menschheit ihre Oberhäupter sende, woran nur diejenigen glau-
ben, die auch den Heiligen Geist für den Hauptprotagonisten in einem Konklave
halten. Sogar in einer Organisation wie der Partei, deren Mitgliedschaft schon
infolge des aus eigenem Antrieb erfolgten Beitritts und der Aufnahmebedingungen
das Resultat einer Auswahl ist, bedeutet die Mehrheitsentscheidung noch nicht der
Weisheit letzter Schluss, denn erst durch die kollektive und auf das Ziel gerichtete
Arbeit sind die Mehrheitsbeschlüsse ein Faktor, der die Schlagkraft der Exekutivor-
gane wirklich stärkt. Dass das Majoritätsprinzip durch ein anderes Verfahren zu
ersetzen sein wird, und durch welches, werden wir jetzt nicht zur Diskussion stellen
und auch nicht näher untersuchen. Dass sich eine solche Organisation immer mehr
von den gewohnten Formalismen des demokratischen Prinzips freimacht, ist natür-
lich anzunehmen. Wenn sich daher im Rahmen des geschichtlichen Verlaufs zei-
gen sollte, das andere Faktoren der Entscheidungsfindung, der Wahl und der Prob-
lemlösung den realen Erfordernissen der Entwicklung und dem Kampf der Partei
besser entsprechen, darf man nicht aus alten Ängsten und Widerständen heraus
davor zurückschrecken, sie anzunehmen.(8)

Beim Aufbau unserer innerparteilichen Organisation und der Formulierung unserer
Richtlinien ist das demokratische Kriterium für uns bislang ein Behelf, keine uner-
lässliche Grundlage. Eben deshalb würden wir die bekannte Organisationsformel
des „demokratischen Zentralismus“ nicht zum Prinzip erheben. Die Demokratie
kann für uns kein Prinzip sein, während der Zentralismus dies zweifellos ist, da die
wesentlichen Merkmale der Partei die geschlossene Organisation und Bewegungs-
richtung sein müssen. Für die bruchlose Organisation und Struktur der Partei steht
der Begriff des Zentralismus, und um die wesentliche zeitliche Kontinuität (d.h. das
Ziel, auf das wir zusteuern und die Richtung, die einzuschlagen ist, um die sukzes-
siven Hindernisse zu überwinden) begrifflich zu fassen, genauer, um beide Begriffe
in eins zu setzen, würden wir vorschlagen, das Fundament der kommunistischen
Parteiorganisation als „organischen Zentralismus“ zu kennzeichnen. Ob schon wir
vom demokratischen Behelfsverfahren das beibehalten, was uns nützen kann,
könnten wir dann den Begriff „Demokratie“ ad acta legen, an welchem den übelsten
Demagogen so viel liegt, und der für alle Ausgebeuteten, Verdammten und
Getäuschten nur ironisch klingt. Wir sollten diesen Begriff den Bourgeois wie den
Helden des Liberalismus, die sich zuweilen in radikalen Posen gefallen, zum exklu-
siven Gebrauch überlassen.

Quelle:„Il principio democratico“: Rassegna Comunista, Nr. 18, Februar 1922.
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Fußnoten:

(1) Dieser Text steht im unmittelbaren Zusammenhang mit den „Thesen zur Tak-
tik“ („1921-12-31 – Römer Thesen“), in denen die aktuellen wie auch zukünftigen
Bruchlinien zur Politik der Kommunistischen Internationale erstmals organisch darge-
legt werden. Die Differenzen zeigen sich exemplarisch in den Direktiven der KI, die
zur „Eroberung der Mehrheit“ der Arbeiter aufrufen und als taktisches Mittel zur Erobe-
rung der Macht die politische Einheitsfront propagieren. Anhand des von den Sozial-
demokraten, aber auch vielen Kommunisten akzeptierten „demokratischen Prinzips“
versucht Bordiga den immer wieder aufgetischten Mythos: „Demokratie“ zu zerstören.
Nicht zuletzt deshalb, um der KP einen größeren Handlungsspielraum zu eröffnen,
sich also nicht auf die „demokratischen Spielregeln“ des bürgerlichen Systems, die
weit über die Frage: „legal oder illegal“ hinausgehen, einengen zu lassen. Am Rande
sei bemerkt, dass hier ein sehr gutes Beispiel für die Propagandaarbeit in der noch
jungen KPI vorliegt, die den Genossen ein Schulungsmaterial an die Hand gibt, das
mit einem Minimum an Polemik auskommt und dabei gleichzeitig klare Richtlinien und
Handlungsanweisungen vorgibt.

(2) Der Ausdruck findet sich etwa bei Hegel, für den der Staat der „immanente Zweck“
der Familie und der bürgerlichen Gesellschaft ist. Siehe „Kritik des Hegelschen
Staatsrechts in MEW 1, S. 203 ff

(3) re vera (lat.): in Wirklichkeit.

(4) Man muss sich bei diesen Ausführungen immer vor Augen halten, dass es sich
hierbei nicht um einen banalen Regierungswechsel, sondern um den Sprung zu einer
anderen Produktionsweise handelt. Und daraus leiten sich auch die entsprechenden
Kriterien ab.

(5) Aus den Leitsätzen über kommunistische Grundsätze und Taktik: „5. (…) Die
Anschauung, als könne man vermöge einer besonderen Organisationsform Massen-
bewegungen erzeugen, dass die Revolution also eine Frage der Organisationsform
sei, wird als Rückfall in kleinbürgerliche Utopie abgelehnt“. Bericht über den II. Partei-
tag der KPD (Spartakusbund) vom 20. - 24. Oktober 1919 in: „Der deutsche Kommu-
nismus – Dokumente 1915-45“, S. 75, 1963.

(6) Der Kommunistischen Linken wurde wiederholt vorgeworfen sie habe die
Lenin’sche „Elastizität“ nicht verstanden, was sich nicht nur hier als rein rhetorische
Floskel erweist: Gerade weil sich die Sinistra am revolutionären Zielorientierte, und
nicht an tagespolitischen, immediatistischen Erfolgen, konnte sie die jeweiligen Akti-
ons- bzw. Organisationsformen z.B. auch nach organischen, auf Dauer tragfähigen
Kriterien bestimmen.

(7) Siehe: „1921-12-31 – Römer Thesen“.

(8) Vielleicht muss man das heute strenger formulieren: Solange eine Bewegung,
Strömung oder Partei noch Probleme mit dem Vorwurf hat, nicht demokratisch bzw.
undemokratisch zu sein, ist sie nicht reif für den Kommunismus.
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